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Liebe Mitarbeiterinnen! 
Liebe Mitarbeiter!
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Rates der Stadt Kamp-Lintfort!

Im Wettbewerb um Mitarbeitende ist 
es immer bedeutender, dass sich die 
Stadtverwaltung Kamp-Lintfort, in 
Konkurrenz mit finanziell attraktive-
ren Arbeitgebern als moderner, flexi-
ble und attraktive Arbeitgeberin dar-
stellt. Mit dem „Gleichstellungsplan 
2021-2025“ positioniert sich die Stadt 
Kamp-Lintfort als zukunftsorientierte 
Arbeitgeberin, die Chancengleichheit 
von Frau und Mann lebt und zugleich 
stolz von sich behauptet „Unsere 
Vielfalt ist unsere Stärke!“

Seit zwanzig Jahren, beginnend 2000 
mit dem ersten Frauenförderplan 
nach dem Landesgleichstellungsge-
setz NRW, ist die Stadtverwaltung auf 
dem Weg, die vorhandenen Struktu-
ren in der Verwaltung so zu verän-
dern, dass Frauen in allen Bereichen, 
Berufen und Funktionen paritätisch 
vertreten sind. Wir arbeiten bestän-
dig daran, die strukturellen und insti-
tutionellen Verhältnisse, Gewohnhei-
ten und Abläufe so zu ändern, dass 
wir dem Ziel der Verwirklichung der 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern immer näherkommen. 

Der Gleichstellungsplan beinhaltet 
eine Bestandsanalyse der Personal-
struktur, eine Analyse der Daten und 
eine Prognose der Entwicklung der 
Personalsituation in der Stadtverwal-
tung Kamp-Lintfort. Basierend auf der 
Auswertung der vorliegenden Daten 
sind neue konkrete Zielvorgaben und 

Vorwort

sich daraus ergebende personelle, 
organisatorische, soziale und fortbil-
dende Maßnahme-Pakete entwickelt 
worden.

Ich nehme es vorweg: Viele der bis-
herigen Maßnahmen haben eine po-
sitive Wirkung gezeigt. Vieles haben 
wir schon erreicht. Blicken wir auf 
Frauen in Führungspositionen, so ist 
unsere Verwaltung sehr gut aufge-
stellt.

Das übergeordnete Ziel des Gleich-
stellungsplans ist unter dem Motto 
Mitarbeitende effizient gewinnen, 
entwickeln und an das Unternehmen 
binden zusammen gefasst. Mit einer 
Unternehmenskultur die ein partner-
schaftliches Miteinander pflegt, mit 
Maßnahmen zur besseren Verein-
barkeit von Familie, Pflege und Beruf 
und mit individuellen Qualifizierungs-
möglichkeiten kann die Stadtverwal-
tung Kamp-Lintfort punkten. 

Die Umsetzung der Ziele und Maß-
nahmen des Gleichstellungsplans 
setzt voraus, dass alle Beschäftigten 
der Stadtverwaltung Kamp-Lintfort 
daran mitwirken. Besondere Verant-
wortung haben die Führungskräfte. 
Gemeinsam sind wir stark, das ha-
ben wir schon mehrfach bewiesen.
So wie wir als Verwaltung nach in-
nen aufgestellt sind, hat eine starke 
Wirkung nach außen sowohl für Sie 
als Mitglieder des Rates der Stadt als 
auch für die Bürgerinnen und Bürger.

Mit freundlichen Grüßen
Professor Dr. Christoph Landscheidt

Prof. Dr.
Christoph Landscheidt
Bürgermeister
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Frank Aldenkott
Vorsitzender des Personal- 
rates

Liebe Leserin,
lieber Leser,

der Gleichstellungsplan stellt im Er-
gebnis der Analyse ein Abbild der 
Verwaltungsentwicklung bei der Stadt 
Kamp-Lintfort in weiten Teilen dar. 
Dies ist auch ein Ergebnis der Zu-
sammenarbeit zwischen Verwaltung, 
Gleichstellungstelle und Personalrat. 
Kurzum: Wir ziehen an einem Strang.

Das bislang erzielte Ergebnis ist qua-
litativ gut. Die Entwicklungsmöglich-
keiten der Mitarbeitenden stehen im 
Focus aller Akteure; dies nicht nur in 
der Diskussion m/w/d sondern auch 
in Fragen wie Qualifikation, Mitar-
beiterInnen-Gespräche, Förderung 
von Nachwuchskräften, Mitarbeiten-
denbindung bis hin zur Attraktivitäts-
steigerung als Arbeitgeber – um nur 
einige Punkte zu skizzieren. Aber wir 
müssen „am Ball“ bleiben und diver-
se Instrumente immer wieder neu 
beleben. Hierzu ist der Personalrat in 

ständigem Austausch mit der Verwal-
tungsleitung und der Gleichstellungs-
beauftragten.

An dieser Stelle bedankt sich der 
Personalrat für die gute Zusammen-
arbeit, auch im Namen der Kollegin-
nen und Kollegen.

Mit besten Grüßen
Ihr

Frank Aldenkott
Vorsitzender des
Personalrates
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1.	V om Frauenförderplan zum Gleichstellungsplan
 
Das Grundgesetz verpflichtet zur Gleichberechtigung.

I.	R echtliche grundlagen

Artikel 3 Absatz 2 
Grundgesetz

Das Gesetz zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LGG NRW) 
vom 9. November 1999 machte den 
Kommunen auch zur Auflage, Frau-
enförderpläne zu erstellen. Der ers-
te Frauenförderplan wurde für die 
Stadtverwaltung Kamp-Lintfort be-
reits 1988 aufgestellt. Im November 
2000 wurde dem Rat der Stadt der 
erste Frauenförderplan für die Stadt-
verwaltung Kamp-Lintfort nach dem 
LGG NRW vorgelegt (Drucksache 
180/3). Die Berichtspflicht nach einer 
Laufzeit von drei Jahren (§ 5a Ab-
satz  6) wurde beschlossen.
 
Der Frauenförderplan trägt dazu bei, 
die Forderungen des Grundgesetzes 
und des Landesgleichstellungsgeset-
zes zu erfüllen.

Der Frauenförderplan soll dazu 
beitragen, die Forderungen des 
Grundgesetzes und des Landes-
gleichstellungsgesetzes nach 
Gleichbehandlung und Gleichstel-
lung zu erfüllen und die vorhan-
denen Strukturen vor Ort so zu 

§ 1 des Gesetzes zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern für 
das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesgleichstellungsgesetz - LGG)

(1) Dieses Gesetz dient der Ver-
wirklichung des Grundrechts der 
Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern. Nach Maßgabe die-
ses Gesetzes und anderer Vor-
schriften zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern werden Frau-
en gefördert, um bestehende Be-
nachteiligungen abzubauen. Ziel 
des Gesetzes ist es auch, die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie 
für Frauen und Männer zu verbes-
sern.

(3) Die Erfüllung des Verfassungs-
auftrages aus Artikel 3 Absatz 2 
des Grundgesetzes sowie die Um-
setzung dieses Gesetzes sind Auf-
gaben der Dienststellen und dort 
besondere, für die Leistungsbe-
urteilung relevante Aufgaben der 
Dienstkräfte mit Leitungsfunktio-
nen.

Männer und Frauen sind gleich-
berechtigt. Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Be-
seitigung bestehender Nachteile 
hin.

Das Landesgleichstellungsgesetz 
NRW verpflichtet zur Erfüllung des 
Verfassungsauftrags.
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verändern, dass Frauen in allen 
Bereichen, Berufen und Funktio-
nen paritätisch vertreten sind. Der 
Frauenförderplan ist ein Instrument 
der qualitativen und quantitativen 
Personalplanung, mit dem Ziel, die 
Unterrepräsentanz von Frauen ab-
zubauen…“ (Präambel des Frau-
enförderplans der Stadtverwaltung 
Kamp-Lintfort 2000)

	

Seit dem Beschluss von 2000 wurden 
von der Gleichstellungsbeauftrag-
ten vier Berichte zur Umsetzung des 
Frauenförderplanes und sich daraus 
ergebende zusätzliche Maßnahmen 
zur Förderung der Chancengleich-
heit von Frau und Mann dem Rat der 
Stadt vorgelegt (Juli 2004, DS 180/3; 
August 2007, DS 479; Februar 2012, 
DS 385).  Zuletzt wurde Anfang 2016 
der Bericht zur Umsetzung des Frau-
enförderplanes der Stadtverwaltung 
Kamp-Lintfort 2010-2015 und die 
Fortschreibung bis 12/2016 (DS 330, 
23.02.2016) der Politik vorgelegt.

Der Gleichstellungsplan ersetzt den 
Frauenförderplan (novellierte Lan-
desgleichstellungsgesetz NRW vom 
25.12.2016).

Die Verwirklichung des Grund-
rechts der Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen ist grundle-
gendes Ziel des LGG. Konkret sind 
Frauen in allen Bereichen, in denen 
sie unterrepräsentiert sind, mit dem 
Ziel zu fördern, ihren Anteil auf 50 
% zu erhöhen. Diskriminierung ist 
abzubauen und die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sowie Beruf 
und Pflege für Männer und Frau-
en ist zu verbessern (§ 1 Absatz 2 
LGG NRW).

2. 	V erfahrenshinweise

Der Gleichstellungsplan ist ein we-
sentliches Steuerungsinstrument der 
Personalplanung und -entwicklung 
der jeweiligen Dienststelle zur Um-
setzung und Verwirklichung des Ver-
fassungsauftrags. Dieser Plan geht 
über einen reinen Frauenförderplan 
hinaus, da die Verwaltung als Gan-
zes in den Fokus genommen wird. 

Nach § 1 Absatz 3 LGG NRW ist 
die Dienstelle für die Erstellung des 
Gleichstellungsplans zuständig. Die 
Gleichstellungsbeauftragte wirkt ge-
mäß § 17 Absatz 1 LGG NRW an 
der Aufstellung mit. Der vorliegende 
Gleichstellungplan wurde in Regie 
der Gleichstellungsbeauftragten in 
Zusammenarbeit mit Personalabtei-
lung/Hauptamt und Personalvertre-
tung erarbeitet.

Grundlage des Gleichstellungsplans 
sind gemäß § 6, Absatz 2 LGG eine 
Bestandsaufnahme in Form einer 
Datenerhebung, eine Analyse der 
Daten und eine Prognose der zu be-
setzenden Stellen, möglicher Beför-
derungen und Höhergruppierungen 
für den Zeitraum der Geltungsdauer. 
Konkrete Zielvorgaben bezogen auf 
Einstellungen, Beförderungen und 
Höhergruppierungen sollen für die 
Bereiche, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, benannt werden. 
Mittels personeller, organisatorischer, 
sozialer und fortbildender Maßnah-
men, die sich aus der Analyse der 
Daten ergeben, sollen die Ziele um-
gesetzt werden (§ 6 Absatz 3 Satz 2 
LGG NRW). 
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Die Personalvertretung ist in den 
Prozess der Entwicklung des Gleich-
stellungsplans einbezogen. Das Mit-
bestimmungsverfahren laut LPG wird 
berücksichtigt. Auch der Beschluss 
des Stadtrates ist herbei zu führen. 
(vgl. § 5 Absatz 4 LGG NRW) Die 
Laufzeit des Gleichstellungsplans 
kann flexibel zwischen drei und ma-
ximal fünf Jahren liegen. Die kom-
munale Politik entscheidet über den 
von der Verwaltung vorgeschlage-
nen Zeitraum für die Umsetzung des 
Gleichstellungsplans.

Die Dienststelle gibt den Gleichstel-
lungsplan öffentlich bekannt (vgl. § 5 
Absatz 2 LGG NRW).

Für die Umsetzung des Gleichstel-
lungsplanes sind, wie zuvor auch 
beim Frauenförderplan, die Dienst-
stellenleitung, die Personalverwal-
tung sowie alle Beschäftigten in 
Vorgesetzten- und Leitungsfunk-
tion verantwortlich. Die Gleichstel-
lungsbeauftragte wirkt daran laut § 5 
Absatz 1 LGG NRW mit.

Ein Controlling, spätestens nach 
zwei Jahren, sorgt für einen Über-
blick, welche Ziele in welchem Maß 
erreicht wurden und wo durch ge-
eignete Maßnahmen nachgebes-
sert werden muss. Beim Controlling 
unterstützt und berät die Gleichstel-
lungsbeauftragte die Dienststelle 
(§17 LGG NRW). Die Dienststellen 
berichten über den Erfolg durchge-
führter Maßnahmen.

Die Fortschreibung des Gleichstel-
lungsplans soll unmittelbar nach Ab-
lauf des vorherigen in Kraft treten. Die 
Berichte der Dienststellen müssen 
innerhalb von sechs Monaten nach 
Ablauf des dann gültigen Gleichstel-
lungsplans vorliegen.
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Die Grundlage des Gleichstellungs-
plans ist die Bestandsaufnahme und 
Analyse der Beschäftigtenstruktur so-
wie eine Prognose der zu besetzen-
den Stellen und der möglichen Beför-
derungen und Höhergruppierungen 
für den Zeitraum der Geltungsdauer 
(vgl.  § 6, Absatz 2 LGG).
Der Frauenförderplan von 2016 hat-
te zum Ziel, die U nterrepräsentanz 
von Frauen ab Entgeltgruppe EG 10, 
Besoldungsgruppe A 11 abzubauen. 
Die folgende Datenerhebung dient 
der Überprüfung, ob und in welchem 
Maß dieses Ziel erreicht wurde und 
um daraus neue Ziele für den Gleich-
stellungsplan ableiten zu können.

1.1 	 Beschäftigte insgesamt

Das nachfolgende Diagramm zeigt 
die Zahl der Mitarbeitenden ein-
schließlich der Auszubildenden, der 
Bundesfreiwilligendienstler*innen, 
der Mitarbeitenden in der Altersteil-
zeitphase als auch Beurlaubte und 
der durch Erwerbsminderungsrente 
nicht im Dienst befindlichen Beschäf-
tigten zum Stichtag 31.12.2020 ins-
gesamt

Der Vergleich der Beschäftigten Män-
ner und Frauen im Vergleich der Jah-
re 2000, 2010 und 2020 (Erhebung 

jeweils am 31.12.) zeigt die Entwick-
lung der Beschäftigtenstruktur in den 
letzten zwanzig Jahren.

1.	 Bestandaufnahme der Beschäftigtenstruktur

II.	D arstellung der Beschäftigtenstruktur und Analyse
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Die nachfolgenden Diagramme zei-
gen die Verteilung der männlichen 
und weiblichen Beschäftigten nach 
Arbeitsbereichen insgesamt und 
dann gesondert nach Geschlecht. 
(Stichtag 31.12.2020) 

Erläuternd zur Legende unter den 
Diagrammen erfolgt eine Erläuterung 
der Abkürzungen:

SuE: Sozial- u. Erziehungsdienst, die 
Beschäftigen arbeiten als Erzieher/
innen in Kindertagesreinrichtungen 
und im Offenen Ganztag (OGATA), 
hierzu werden auch Auszubildende 
und Praktikant*innen gezählt (128 
insgesamt), auch Mitarbeitende im 
Sozialen Dienst des Sozialamtes 
und des Amtes für Schule, Jugend 
und Sport, inklusive des Betreuten 
Jugendwohnens gehören in diesen 
Arbeitsbereich (insgesamt 39)

ASK: Beschäftigte des Servicebe-
trieb Abfall, Straßen, Kanal (ASK) 
mit u.a. Müllwerkern, Gärtner*innen 
sowie gewerbliche Mitarbeitende und 
Verwaltungsmitarbeitende außerhalb 
des Rathauses

Feuerwehr - Hauptamtlich Beschäf-
tigte

Verwaltungsdienst: Dem Bereich 
sind Mitarbeitende der Mediathek, 
Schulsekretärinnen, Auszubildende, 
Hausmeister, Beschäftigte im Pano-
rama-Bad, Reinigungs- und hauswirt-
schaftliche Kräfte sowie Bundesfreiw
illigendienstler*innen (BFD) zugeord-
net
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1.2. 	 Beschäftigte nach 
	L aufbahngruppen

Mit dem Dienstrechtsmodernisie-
rungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (DRModG NRW), das 
zum 01.07.2016 in Kraft getreten ist, 
wurde das Dienstrecht in Nordrhein-
Westfalen neu geordnet und weiter-
entwickelt. 

Seit dem 01.01.2017 gibt es eine eige-
ne Entgeltordnung für den Sozial- und 
Erziehungsdienst (TVöD SuE), der 
sich vornehmlich an Beschäftigte im 
Dienstbereich der Betreuung, Sozial- 
und Erziehungsdienst richtet. In diese 
Beschäftigtengruppe fallen in Kamp-
Lintfort die Sozialpädagog*innen/
Sozialarbeiter*innen im Allgemeinen 
Sozialen Dienst, Erzieherinnen und 
Kindertageseinrichtungsleiterinnen, 
Beschäftigte im Pflegekinderdienst 
und des Offenen Ganztags.

Das nachfolgende Diagramm zeigt 
die Verteilung der Beschäftigten 
nach Laufbahngruppen zum Stichtag 
31.12.2020.

1.3. 	A uszubildende 

Mit Zustimmung des Stadtrats wer-
den überwiegend jährlich, in einigen 
Bereichen auch nur vor Ende eines 
Ausbildungszyklus, Stellen für eine 
Ausbildung bei der Stadt ausge-
schrieben. Dabei wurden zunehmend 
Bedarfe an Nachwuchs berücksich-
tigt und der Anteil an Auszubildenden 
im Verwaltungsbereich ausgedehnt. 
Der Bedarf an Erzieherinnen ist hoch. 
Die seit 2019 mögliche Praxisinteg-

Auszubildende und Praktikant*innen sind in dieser Grafik nicht berüksichtigt.

rierte Ausbildung zur Erzieherin bzw. 
zum Erzieher (PIA) schafft eine Basis 
zur Attraktivierung der Ausbildung in 

Differenzierte Daten nach Männern und Frauen für die Jahre 2000 und 2010 
liegen nicht vor.

diesem Bereich, weil diese eine tarif-
liche Bezahlung während der Ausbil-
dung garantiert.
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1.4. 	R epräsentanz von Frauen 
nach Besoldungs- und Entgelt-
gruppen

In den nachfolgenden Diagrammen 
wird die zentrale Frage des Gleich-
stellungsplans nach dem Abbau der 
Unterrepräsentanz von Frauen be-
antwortet. Sie geben Aufschluss in 
welchen Besoldungs- und Entgeld-
gruppen Frauen 50% der Beschäftig-
ten ausmachen und wo sie unterhalb 
dieser Marke liegen.

Obere Grafik: In dieser Grafik sind die Wahl-
beamten berücksichtigt

50 %

50 %
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1.5.		F rauen in  
	F ührungspositionen 

Nachfolgendes Diagramm veran-
schaulicht die Entwicklung im Ver-
waltungsdienst über 20 Jahre. Die 
Anteile von Frauen in den Führungs-
ebenen werden für die Jahre 2000, 
2010 und 2020 zunächst absolut 
nach Führungsposition und Ge-
schlecht dargestellt.

Die Verteilung der Führungspositi-
onen nach Bereichen, ebenfalls im 
Vergleich der Jahre 2000, 2010 und 
2020 zeigt die Entwicklungen in den 
letzten 20 Jahren bezogen auf die 
Stellenbesetzungen mit männlichen 
und weiblichen Beschäftigten. Der 
Bürgermeister und die Dezernenten 
wurden in der Grafik nicht berück-
sichtigt, da sie Wahlbeamte sind.

1.6	T eilzeitbeschäftigung
Für die Beschäftigten der Stadt 
Kamp-Lintfort werden sehr differen-
zierte Beschäftigungswünsche um-
gesetzt. Dieses spiegelt die nachfol-
gende Grafik mit einer Übersicht des 
wöchentlichen Stundenumfangs der 
Beschäftigten wider. Von den 232 
Teilzeitbeschäftigten sind lediglich 27 
männliche Beschäftigte.
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1.7	 Beförderungen, Höher- 
	 gruppierungen und Neu- 
	 einstellungen

Höhergruppierungen und Beförde-
rungen können sich durch Verset-
zungen auf eine höherwertige Stelle 
oder durch eine Neubewertung der 
bereits besetzten Stelle aufgrund we-
sentlicher Veränderungen ergeben. 
Den Versetzungen geht in der Regel 
eine Stellenausschreibung voraus. 
Die Veränderungen werden im Stel-
lenplan abgebildet. 2020 wurden vier 
Frauen nach EG 10 höhergruppiert, 
eine nach EG 12 und je eine nach 
A11 und A 12. Sechs Leiterinnnen 
von städtischen Kindertageseinrich-
tungen und drei Stellvertreterinnen 
wurden 2018 höhergruppiert.

		  2020	 2015	 2010
	 weiblich	 30	 24	 13

	 männlich	 18	 8	 5	

	 Gesamt	 48	 32	 18

Auch Neueinstellungen haben Ein-
fluss auf die Entwicklung in den 
Besoldungs- und Lohngruppen. An 
dieser Stelle ist nur die Zahl der Ver-

fahren dargestellt, nicht die Auswir-
kung auf die Entwicklung in den o.g. 
Gruppen.
		

		  01.01.2021  	 01.01.2021  
		  bis 31.12.2021	 bis 31.12.2020
	 Anzahl der Einstellungsverfahren	 56	 44

	 Anzahl der Bewerberinnen	 211	 162	

	 Anzahl der eingegangenen Bewerbungen	 831	 761

1.8. 	E lternzeit und Beurlau-
	 bungen 

Mit dem Gesetz zum Elterngeld und 
zur Elternzeit vom 01.01.2015 wurde 
ein Partnerschaftsbonus (Elterngeld 
Plus) und eine flexiblere Verteilung 

der Elternzeit eingeführt. Während 
der Elternzeit ist Teilzeitarbeit bis zu 
30 Stunden die Woche möglich. 

Die nachfolgende Grafik zeigt die 
Dauer der Beurlaubungen im Zeit-
raum 01.01. bis 31.12.2020  auf.

Von den 30 Beurlaubten im Erhebungszeitraum sind nur vier Männer. Deren 
Beurlaubung dauerte maximal 5 Monate.
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1.9 	A lter der Beschäftigten Das Diagramm zeigt die Entwicklung der Altersstruktur nach Geschlecht im 
Vergleich der Jahre 2010, 2015 und 2020.

Die letzte Feststellung der Unterre-
präsentanz von Frauen wurde für den 
Frauenförderplan 2016 vorgenom-
men. Seitdem hat es eine starke Zu-
nahme von Stellenausschreibungen 
intern und extern gegeben. Dies ist 
auf den Aufgabenzuwachs der Ver-
waltung, den Stellenzuwachs durch 
das Kinderbildungsgesetz, eine Viel- 
zahl an Teilzeitstellen im Verwal-
tungsdienst und Zunahme an befris-
teten Stellen zurückzuführen. 

Vom Bund bzw. Land geförderte Stel-
len haben zu einem Stellenzuwachs 
geführt (Beispiel Quartiers- und 
Klimamanager*in), ebenso Beschäf-
tigte, die über den Bundesfreiwilli-
gendienst Zugang zur Verwaltung 

erhalten haben. Kurz- bzw. mittel-
fristig führen Berufspraktikant*innen 
und Mini-Jobber*innen zu einem 
Personalzuwachs. Die Auswirkungen 
der Personalbeschaffung und Per-
sonalumsetzung sowie von Höher-
gruppierungen auf den Abbau der 
Unterrepräsentanz von Frauen ab 
der Entgeltstufe EG 10 und der Be-
soldungsgruppe A11 gilt es zu analy-
sieren. 

2.1. Analyse der Repräsentanz von 
w/m nach Bereichen und Hierar-
chieebenen

Offensichtlich ist, dass die Besetzung 
von Stellen mit Führungsverantwor-
tung mit Frauen stark zugunsten 

der weiblichen Beschäftigten ange-
stiegen ist. Nachfolgend werden die 
Grundlagen dafür genauer betrach-
tet.

2.1.1. Besoldungs- und Entgeltgruppen
Aufgrund einer differenzierteren Da-
tengrundlage ist die Analyse der Be-
schäftigten nach Bereichen und Ein-
gruppierungen möglich. Die Analyse 
der Daten ergibt, dass es im mittleren 
Dienst einen signifikanten Überhang 
an Frauen gibt. Positiv verändert 
hat sich im Vergleich der letzten 20 
Jahre die Entwicklung der Beschäf-
tigtenstruktur im gehobenen Dienst 
zugunsten der Frauen. Betrachtet 
man die Besetzung von Stellen ab 
der 2016 mit einer Unterrepräsentanz 

2.	P ersonalstrukturanalyse
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ab der Besoldungsgruppe A10 und 
Entgeltgruppe EG 10 festgestellten 
Unterrepräsentanz mit den aktuellen 
Werten und den für 2020 erhobenen 
Daten, so ist ein deutliches Aufholen 
der Frauen erkennbar. Eine Unterre-
präsentanz bei den Beamt*innen liegt 
nicht mehr vor. Bei den tariflich Be-
schäftigten ist lediglich in der Entgelt-
stufe EG12 eine Unterrepräsentanz 
festzustellen, in EG13 fällt diese ge-
ring aus. In EG 14 gab es mit Stand 
31.12.2020 eine Parität in der Be-
setzung von Stellen mit Frauen und 
Männern.

Fazit: 
Eine Ausgewogenheit der Geschlech-
ter in allen Bereichen ist nach wie vor 
Ziel. So ist in Entgeltgruppen, in de-
nen Frauen unterrepräsentiert sind, 
bei Versetzungen, Höhergruppierun-
gen und Stellenneubesetzungen da-
rauf zu achten, dass hier Frauen den 
Vorrang haben. Dies gilt ebenso für 
die Entgeltgruppen, in denen Männer 
unterrepräsentiert sind.

2.1.2. Beschäftigtengruppen
Ausgebildet wird in städtischen Kin-
dertageseinrichtungen zur Erziehe-
rin/zum Erzieher, in der Verwaltung 
zum/zur Stadtinspektoranwärter*in 
(Schwerpunkt Rechtswissenschaf- 
ten) und zum/zur Verwaltungsfach-
angestellte/n sowie alle drei Jahre 
zur/zum Fachangestellte für Medi-
en- und Informationsdienste, Fach-
richtung Bibliothek in der Mediathek 
und beim Servicebetrieb ASK zum 
Kraftfahrzeug-Mechatroniker*in. 
Seit 2018 werden zudem wieder 
Bauzeichner*innen im Amt für Ge-

bäudewirtschaft ausgebildet. Bei der 
Auswahl der Auszubildenden wird da-
rauf geachtet, dass in Bereichen der 
Unterrepräsentanz von Frauen bzw. 
Männern möglichst ein Ausgleich ge-
schaffen wird. Auch die langfristige 
Entwicklung der Beschäftigtenstruk-
tur wird berücksichtigt. 

Der Vergleich der Beschäftigten 
nach Geschlecht und Bereichen der 
Beschäftigung zeigt dennoch einen 
starken Überhang von Männern im 
Bereich von ASK und Feuerwehr. Im 
Sozial- und Erziehungsdienst, ins-
besondere in den Kindertagesein-
richtungen, sind fast ausschließlich 
Frauen beschäftigt. Gesellschaftlich 
geprägte Rollen- und Berufsbilder 
haben Einfluss auf die Berufswahl. 
Noch lassen sich wenige Männer 
zu Erziehern ausbilden und wenige 
Frauen streben den Dienst bei der 
Feuerwehr an. Wenn sich Männer 
und Frauen in den jeweils vom an-
deren Geschlecht deutlich gepräg-
ten Bereichen bewerben, werden sie 
überwiegend bevorzugt berücksich-
tigt.

Im Verwaltungsbereich gibt es eine 
relative Ausgewogenheit zwischen 
männlichen und weiblichen Beschäf-
tigten. Relativ insofern, als zu berück-
sichtigen ist, dass mehr Frauen als 
Männer in der Verwaltung beschäftigt 
sind.

Fazit: 
Es ist eine Gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe bestehende Rollenbilder, die 
Einfluss auf die Berufswahl haben zu 
verändern.

2.1.3 Beförderungen und Höhergrup-
pierungen
Die Veränderungen durch Verset-
zungen, Beförderungen bzw. Höher-
gruppierungen haben sich auf die 
Entwicklung in den Laufbahngruppen 
insbesondere für Frauen sehr positiv 
ausgewirkt.

Der Vergleich der Jahre 2000, 2010 
und aktuell 2020 in Bezug auf Frauen 
und Männer in verschiedenen Füh-
rungspositionen zeigt einen stetigen 
und aktuell signifikanten Anstieg von 
Frauen in Führungspositionen. 
Fazit: 
Männer und Frauen werden bei Be-
förderungen und Höhergruppierun-
gen im Verhältnis gleichermaßen be-
rücksichtigt. Eine Statistik, welche die 
Entwicklungen in den Besoldungs- 
und Entgeltgruppen regelmäßig er-
fasst, wäre hilfreich, um den Prozess 
fortlaufend differenziert verfolgen zu 
können.

2.1.4. Beurlaubungen 
Die Stadt Kamp-Lintfort unterstützt 
Männer und Frauen dabei, entspre-
chend ihrer aktuellen Lebensbe-
dingungen, ihre Arbeitszeit und die 
Arbeitsform nach dem jeweiligen Be-
darf zu gestalten. Teilzeitarbeit und 
Beurlaubungen werden zwar zuneh-
mend auch von Männern wahrge-
nommen, jedoch in viel geringerem 
zeitlichen Ausmaß als bei den Frau-
en. Das neue Elternzeitgesetz vom 
01.09.2020 bietet die Chance, dass 
die Erwerbs- und Familienarbeit part-
nerschaftlicher aufgeteilt wird. 

Nach Meldung einer Schwanger-
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schaft erhalten werdende Mütter In-
formationsmaterial zu Mutterschutz 
und Elternzeit sowie das Angebot 
eines beratenden Gesprächs. Letzte-
res wird sowohl in der Personalabtei-
lung als auch in dem Amt geführt, in 
dem die Mitarbeitende beschäftigt ist. 
Das strukturierte Verfahren zur bes-
seren Planung von beruflicher Pause 
in der Elternzeit und die Wiederein-
stiegsplanung werden jedoch seit 
längerer Zeit nicht mehr praktiziert.

Ein Merkblatt für werdende Eltern 
sowie ein Ablaufplan „Schwanger-
schaft, Elternzeit, Wiedereinstieg“ 
war erarbeitet worden, um den Ablauf 
des beruflichen Aus- und Wiederein-
stiegs strukturiert zu gestalten und 
damit sowohl den betroffenen Mitar-
beiterInnen als auch der jeweiligen 
Dienststelle Planungssicherheit zu 
geben. Ein Ablaufplan schlägt Aktio-
nen, Inhalte und Termine für die Zeit 
nach der Bekanntgabe der Schwan-
gerschaft durch die Mitarbeiterin bis 
hin zu einem Rückkehrgespräch mit 
der/dem Vorgesetzten bis ca. 3 Mo-
nate vor dem Ende der Elternzeit vor. 

Das Verfahren ist ausgerichtet auf 
weibliche Beschäftigte.

Der Personalrat hat eine Broschüre 
für werdende Eltern erstellt (siehe 
Anhang). Diese wird zum Teil von der 
Personalabteilung aber auch vom 
Personalrat an interessierte zukünfti-
ge Eltern ausgegeben.

Fazit:
Noch sind es überwiegend die weib-
lichen Beschäftigten, die länger in 

Elternzeit gehen. Die Väter sollen er-
mutigt werden, das Angebot auch für 
sich in Anspruch zu nehmen. 

2.1.5. Frauen in Führung 
Weibliche Beschäftigte haben häufi-
ger als ihre männlichen Kollegen bei 
der Übernahme höher wertiger Posi-
tionen profitiert. Vergleicht man die 
Besetzung der Stellen mit Führungs-
verantwortung mit Männern und 
Frauen speziell in der Verwaltung 
im Vergleich der letzten 20 Jahre, 
so sind deutliche Entwicklungen zu-
gunsten der weiblichen Beschäftigten 
zu erkennen. Amtsleitungs-( von 4,5 
in 2000auf 8 in 2020, stellvertreten-
de Amtsleitungs- (von 0 in 2000 auf 
6,5 in 2020)- und Abteilungsleitungs-
stellen (von 5 in 2000 auf 12 in 2020) 
wurden verstärkt mit Frauen besetzt. 
Insbesondere in den letzten fünf Jah-
ren hat es diese deutliche Verschie-
bung zugunsten der Frauen gegeben.

In den klassisch durch starke gesell-
schaftliche Prägungen beeinflussten 
Bereichen wie im Bereich der Kin-
dertageseinrichtungen, im Arbeiter-
bereich und bei der Feuerwehr, sind 
die Leitungsfunktionen entsprechend 
von Frauen bzw. Männern besetzt. 
Die Leitung und Stellvertretung in 
den städtischen Kindertageseinrich-
tungen ist ausschließlich mit Frauen, 
Führungspositionen beim ASK und 
bei der Feuerwehr sind nur mit Män-
nern besetzt. 

Fazit:
Nach wie vor hat die Verwaltung das 
Ziel der Chancengleichheit unabhän-
gig von Geschlecht, Herkunft und Al-

ter. Eine Ausgewogenheit in der Be-
setzung von Führungspositionen mit 
Frauen und Männern und die Reprä-
sentation eines Querschnitts der viel-
fältigen Gesellschaft ist nach wie vor 
anzustreben. Derzeit ist in einigen 
Dezernaten eine Unterrepräsentation 
von Männern in Führungspositionen 
festzustellen. Dem ist entgegenzu-
wirken um Parität herzustellen. 

2.1.6. Analyse der Altersstruktur
Die Zahl von Beschäftigten unter 25 
ist in den letzten Jahren angestiegen. 
Dies ist Ergebnis der Steigerung der 
Auszubildendenquote in den letzten 
Jahren. Auch durch Neueinstellun-
gen konnte eine Verjüngung der Ver-
waltung vorangetrieben werden. Die 
Verringerung der Zahl der Beschäf-
tigten zwischen 46 und 55 Jahren 
steht in direktem Zusammenhang mit 
der Zunahme in der Gruppe der 56 
bis 64-Jährigen. Insgesamt hat es 
eine deutliche Verschiebung in der 
Alterspyramide gegeben. Zahlreiche 
Verrentungen in den letzten beiden 
Jahren sind die Folge.

Fazit:
Auf den Erhalt der Leistungsfähigkeit 
der älteren Beschäftigten und den 
Austausch zwischen jüngeren und äl-
teren Beschäftigten ist zu achten. 

Bisher wurde nicht ermittelt, ob Frau-
en früher aus dem Dienst ausschei-
den als Männer. Dies gilt es jedoch 
zu ermitteln, um Strategien zur Ge-
gensteuerung entwickeln zu können.
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3.	A nalyse des Personalmanagements 

Der demografische Wandel macht 
sich auch in der öffentlichen Ver-
waltung bemerkbar. Der steigen-
de Altersdurchschnitt ist eine Her-
ausforderung. Gleichzeitig wird es 
schwieriger junge Nachwuchskräfte 
zu rekrutieren. Auch die Arbeitswelt 
verändert sich rasant. Digitalisierung, 
Fachkräftemangel sind Schlagwörter. 
Eine Positionierung als attraktiver 
Arbeitsgeber ist deshalb sowohl für 
interne als auch für die externe Stel-
lenbesetzung wichtig. Zudem werden 
Fachkräfte auch für neue Aufgaben 
der Verwaltung gesucht. 

3.1. 	M itarbeitende gewinnen

Im Wettbewerb um Mitarbeitende ist 
es immer bedeutender, dass sich der 
öffentliche Dienst und hier insbeson-
dere die Stadtverwaltung Kamp-Lint-
fort, als moderner, flexible und attrak-
tive Arbeitgeberin darstellt. 

3.1.1. Personalmarketing
In ihrem Leitbild macht die Stadtver-
waltung deutlich, dass sie eine Viel-
falt von Aufgaben, mit sich ständig 
veränderndem Aufgabenspektrum in 
gemischten Teams zum Wohle der 
Bürgerinnen und Bürger erfüllt. Das 
interne Leitbild gibt zudem das Be-
streben um eine gute Unterneh-
menskultur, verstanden als partner-
schaftliches und wertschätzendes 
Miteinander wieder.

Der Ausschreibungstext für Stellen-
angebote unterstreicht den Leitge-
danken der Unternehmenskultur und 
greift den Gedanken der Vielfalt auf. 
Ausdrücklich wird auf die vorrangige 
Berücksichtigung von Frauen in den 
Bereichen hervorgehoben, in denen 
sie unterrepräsentiert sind.

Fazit: Mit dem auf Vielfalt (Diversity 
Mana-gement) und Chancengleich-
heit ausgerichteten Personalmarke-
ting ist die Verwaltung gut aufgestellt. 
Die Hervorhebung der Merkmale des 
öffentlichen Dienstes mit einer be-
sonderen Berücksichtigung der Maß-
nahmen zur besseren Vereinbar-

keit von Familie/Pflege und Beruf, 
mit monetärer Wertschätzung durch 
Leistungsorientierte Bezahlung, 
mit dem Angebot der Betrieblichen 
Gesundheitsförderung könnten zu-
sätzlich hervorgehoben werden. Für 
die Stadtverwaltung Kamp-Lintfort 
kann zusätzlich darauf hingewiesen 
werden, dass hier flache Hierarchi-
en als Ergebnis des Verwaltungsent-
wicklungsprozesses umgesetzt sind. 
Im Bewerbungsverfahren wird damit 
bereits geworben, ob es auch in Stel-
lenanzeigen aufgenommen werden 
soll, muss abgewogen werden.

„Wir leben Vielfalt 
Wir freuen uns besonders über Be-
werbungen von Frauen und bevor-
zugen Frauen nach Maßgabe des 
LGG NRW in Bereichen, in denen 
sie unterrepräsentiert sind. Bewer-
bungen schwerbehinderter Men-
schen sowie gleichgestellter be-
hinderter Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX sind ebenso erwünscht 
und werden bei gleicher Eignung/
Befähigung/fachliche Leistung, vor-
behaltlich gesetzlicher Regelung, 
bevorzugt berücksichtigt. Zur Be-
rücksichtigung einer Schwerbehin-
derung oder Gleichstellung weisen 
Sie diese bitte durch geeignete Un-
terlagen nach. Wir bekennen uns 
ausdrücklich zu Vielfalt in unserem 
Arbeitsumfeld und freuen uns über 
die Bewerbungen aller Talente - 
unabhängig von Alter, Geschlecht 
und geschlechtlicher Identität, eth-
nischer und kultureller Herkunft, 
Religion und Weltanschauung, Be-

Le
itb

ild

Stadt Kamp-Lintfort
Am Rathaus 2
47475 Kamp-Lintfort

Telefon:  02842 912-0
Fax:   02842 912-367
E-Mail: info@kamp-lintfort.de
 
www.kamp-lintfort.de

WIR sInd
Feuerwehrmann 
Ingenieurin,  
Sachbearbeiter 
Erzieherin 
Sozialarbeiter 
Verwaltungsfachangestellte 
Schulhausmeister 
Gärtnerin und ...

WIR sInd 
so vielfältig wie die Menschen,  
für die wir da sind!

Unsere Vielfalt ist unsere Stärke!  
Nur gemeinsam sind wir stark!

Miteinander arbeiten wir für alle,  
die mit der Stadt in Verbindung stehen,  
insbesondere aber für die  
Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt.

Unser Leitbild verstehen wir als Ziel,  
auf das wir gemeinsam hinarbeiten.

WIR
w	 sind offen für alle Kulturen. 
  Wir schätzen die Vielfalt in der Bevölke- 
  rung unserer Stadt und haben die Kom 
  petenz, unser Verwaltungshandeln auf die 
  spezifischen Bedürfnisse unterschiedlicher 
  Bevölkerungsgruppen auszurichten. 
 
w  informieren Bürgerinnen und Bürger umfas-
  send und transparent. Dazu setzen wir auf  
  klare Formulierungen und frühzeitige Infor- 
  mation. Rahmenbedingungen für die Um- 
  setzung unserer Arbeit erläutern wir in  
  verständlicher Weise. 
 
w  unterstützen und fördern ehrenamtliches 
  Engagement und die Beteiligung der Bür- 
  gerinnen und Bürger.
 
 

WIR
w  setzen unsere vielfältigen Kompetenzen im 
 Interesse der Stadt ein.
	
w  haben einen hohen Anspruch an die Quali-
 tät und Effizienz unserer Arbeit.  
 
w  bringen Vorschläge und Ideen zur ständi-
 gen Verbesserung unserer Arbeitsprozesse  
 ein. 
 
w arbeiten nachhaltig. Bei unseren Entschei-
 dungen berücksichtigen wir ökologische,  
 ökonomische und soziale Aspekte.
 
w fördern die fachliche und persönliche Quali-
 fizierung aller Beschäftigten.

WIR
w  setzen auf eine Unternehmenskultur, die 
 geprägt ist von einem kollegialen und re- 
 spektvollen Miteinander. Kommunikation  
 auf Augenhöhe ist, unabhängig von Hierar- 
 chieebenen, Qualifikation und Fachberei- 
 chen, für uns selbstverständlich. 
 
w  schützen und fördern die Gesundheit unse-
 rer Mitarbeitenden mit geeigneten Maßnah- 
 men. 
 
w  sind familienfreundlich. Wir berücksichtigen 
 die besonderen Bedürfnisse von Beschäf- 
 tigten mit Kindern oder pflegebedürftigen  
 Angehörigen.

 

WIR fühRungskRäfte
w  leben vorbildlich die Werte, die von allen 
 Beschäftigten erwartet werden. 
 
w  fördern das selbstständige Handeln unse-
 rer Mitarbeitenden. 
 
w  schaffen ein Arbeitsklima, das die vertrau-
 ensvolle Zusammenarbeit fördert. 
 
w  sprechen Anerkennung und Kritik respekt-
 voll und offen aus. 
 
w  sind fähig und bereit zur Selbstkritik.

Stand: November 2021

(Auszug aus dem internen Leitbild der 
Stadtverwaltung Kamp-Lintfort, 2019)
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hinderung, sexueller Orientierung 
und Identität.“ (Auszug aus dem 
Ausschreibungstext bei internen/
externen Stellenausschreibung.

3.1.2.	 Personalplanung 
Der Stellenplan, der die Planung von 
internen Stellenbesetzungen und Hö-
hergruppierungen bzw. die Neuein-
richtung von Stellen für das jeweils 
folgende Haushaltsjahr beinhaltet, 
bildet nicht die tatsächlichen Perso-
nalentwicklungen ab. Strategische 
Ziele der Verwaltung werden von 
politischen Zielen beeinflusst. So 
können politische Beschlüsse zu In-
frastrukturmaßnahmen und damit 
verbundene Projekte zu zusätzlichen 
Personalbedarfen führen. Es kann 
zu temporären Aufgabenzuwächsen 
bei Projekten kommen. Auch Krank-
heitsausfälle oder andere Kompen-
sationsbedarfe können zu zusätzli-
chen temporären Personalbedarfen 
führen. Auch das Angebot von „so-
zialen Arbeitsverhältnissen“ führt zu 
Personalzuwächsen. In Zusammen-
arbeit mit den Fachämtern werden 
die Bedarfe abgestimmt. Zusätzli-
chen temporären Personalbedarfe 
sind überwiegend nicht planbar. Von 
der Personalabteilung wird dem Rat 
der Stadt regelmäßig ein Bericht zur 
Personalentwicklung vorgelegt. Dau-
erhafte Änderungen werden im Stel-
lenplan dargestellt.

Bei Stellenausschreibungen wird zu-
vor ein Ungleichgewicht von Männern 
und Frauen in dem jeweiligen Be-
reich identifiziert. Nur dann, wenn es 
im ausgeschriebenen Bereich oder 
in der Besoldungs- oder Lohngruppe 

eine Unterrepräsentanz von Frauen 
gibt, muss im Ausschreibungstext der 
Zusatz „Bei gleicher Eignung, Befä-
higung und fachlicher Leistung wer-
den Frauen bevorzugt berücksichtigt“ 
erscheinen. Der Ausschreibungstext 
wird mit dem Personalrat und der 
Gleichstellungsbeauftragten abge-
stimmt.

Fazit: Ziel sollte eine datenbasierte 
Entscheidungsgrundlage für Füh-
rungskräfte und Personaler*innen 
sein, die Stellenbesetzungen, Stun-
denerhöhungen und befristete Per-
sonalbedarfe nach Dezernaten bzw. 
Ämtern erfasst. Solch eine datenba-
sierte Entscheidungsgrundlage er-
leichtert die qualitative und quantita-
tive Personalbedarfsplanung. Daten 
sollten aber detaillierter erfasst wer-
den, um bei anstehenden Personal-
maßnahmen prüfen zu können, ob 
eine Unterrepräsentanz vorliegt und 
ob Personalmaßnahmen Auswirkung 
auf den Abbau der Unterrepräsen-
tanz haben. Hier ist auch zu berück-
sichtigen, ob es um die Übertragung 
höherwertiger Aufgaben geht. Grund-
sätzlich sollte es einen Abgleich stra-
tegischer Ziele der Verwaltung unter 
Mitwirkung des Personalrates und 
der Gleichstellungsbeauftragten mit 
den jeweiligen angemeldeten Perso-
nalbedarfen aus den Fachbereichen 
geben. 

3.1.3	 Personalauswahl
Das Personalauswahlverfahren wird 
kontinuierlich verbessert. Mit der Di-
gitalisierung des Verfahrens durch die 
Bewerbungsmanagement-Software 
BITE seit Frühjahr 2021 ist für alle an 

der Personalauswahl Beteiligten der 
Zugang zu Bewerbungsunterlagen, 
die Information über den Stand des 
Verfahrens und der Überblick über 
Rückmeldungen stark optimiert und 
das Verfahren insgesamt zeitlich ge-
strafft worden.  
Stellenanzeigen werden den am 
Verfahren Beteiligten vorab bekannt 
gegeben mit der Möglichkeit Einwän-
de geltend zu machen. Auf die Ein-
haltung der Vorgabe, dass Frauen 
entsprechend ihrem Anteil an den 
Bewerbungen berücksichtigt werden, 
achtet die Gleichstellungsbeauftrag-
te.

Die Auswahlkriterien und deren Stel-
lenwert (Gewichtung der Tätigkeits-
merkmale) werden vor der Durchsicht 
der Bewerbungsunterlagen allen am 
Auswahlverfahren Beteiligten be-
kannt gegeben.

Das Auswahlgremium wird soweit 
wie möglich paritätisch besetzt. Ab-
weichungen kann es geben, bedingt 
durch die Besetzung von Führungs-
positionen in bestimmten Bereichen 
der Verwaltung. Der Ablauf des Aus-
wahlverfahrens (Vorstellen des Aus-
wahlgremiums, Selbstportrait des 
Bewerbers/der Bewerberin, Fachfra-
gen, Fragen zu Schlüsselqualifikatio-
nen, „Werbeblog Stadtverwaltung als 
Arbeitgeberin, Nachfragen der/des 
Bewerber*in) und die Inhalte (Kennt-
nisse über die Stadt Kamp-Lintfort, 
Leitbild der Verwaltung und allgemei-
ner Fragenkatalog bei der Besetzung 
von Führungspositionen (s.o.) sind 
festgelegt, sodass auch Teilnehmen-
de, die selten an Auswahlverfahren 
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Bei allen anderen Auswahlverfahren 
soll mit Hilfe der HR-Software in SAP 
eine Auswertung erfolgen. So kann 
dokumentiert werden, mit welchem 
Ergebnis das Verfahren geendet hat. 
Damit ist die Auswirkung der Perso-
nalentscheidung auf die Personal-
struktur insgesamt kontinuierlich für 
alle am Prozess der Personalaus-
wahl Beteiligten nachvollziehbar. So 
könnte bei Neueinstellungen direkt 
die Auswirkung auf den Abbau der 
Unterrepräsentanz von Frauen und 
Männern in bestimmten Bereichen 
aufgezeigt werden.

3.2. 	 Mitarbeitende entwickeln

Personalentwicklung hat das Ziel, die 
Beschäftigten durch fachliche, me-
thodische und soziale Fortbildungen 
zu fördern, damit sie ihre Aufgaben 
erfolgreich bewältigen können und 
auch zukünftigen Anforderungen ge-
wachsen sind. Gleichzeitig dienen 
Fortbildungen der Mitarbeitenden-
bindung und sind Ausdruck der Wert-
schätzung ihrer Qualifikation. 

Die seit November 2006 geltende 
Dienstvereinbarung über die Qualifi-
zierung der Beschäftigten gibt dazu 
die Möglichkeiten der individuellen 
beruflichen Weiterentwicklung von 
Beschäftigten vor:
•	 Fortentwicklung der fachlichen, 

methodischen und sozialen Kom-
petenzen für die übertragenen Tä-
tigkeiten (Erhaltungsqualifizierung)

•	 Erwerb zusätzlicher Qualifikatio-
nen (Fort- und Weiterbildung)

•	 Qualifizierung zur Arbeitsplatzsi-
cherung (Qualifizierung für eine 

andere Tätigkeit, Umschulung) 
•	 Einarbeitung bei oder nach länge-
rer Abwesenheit (Wiedereinstiegs-
qualifizierung)

Qualifizierungsbedarfe und –wünsche 
sollen im Mitarbeitendengespräch er-
örtert werden. Bei Genehmigung einer 
Qualifizierungsmaßnahme erfolgt die 
Finanzierung über das für Fortbildung 
vorgesehene Amtsbudget bei äm-
terübergreifenden Schulungen über 
ein zentral verwaltetes Budget. 

Angestelltenlehrgänge zur berufli-
chen Weiterqualifizierung werden 
von der Verwaltung finanziert, sofern 
eine Zeit der beruflichen Etablierung 
nach der Ausbildung vergangen ist. 
Verwaltungsfremden Mitarbeitenden 
wir ein Kurzlehrgang „Verwaltung für 
Verwaltungsfremde“ angeboten. 

Fortbildungen für Führungskräfte er-
folgen im Rahmen der Verwaltungs-
entwicklung während der Klausurta-
gungen. Beispiele sind Themen wie 
„Gesund führen“, „Psychische Belas-
tung am Arbeitsplatz“, „Mitarbeiten-
dengewinnung und –haltung“. Eine 
regelmäßige Schulung neuer Füh-
rungskräfte zu Führungsthemen wie 
„Vermittlung des Leitbildes an Mitar-
beitende“, „Mitarbeitendengespräche 
und Beurteilungswesen“, „Betriebli-
ches Eingliederungsmanagement“ 
und „Einstellungsverfahren“ ist vor-
gesehen. Individuelle Fortbildungs-
bedarfe stimmen Führungskräfte im 
Rahmen von Mitarbeitendengesprä-
chen bei der jeweiligen Dezernatslei-
tung ab.

teilnehmen, sich in den Prozess ein-
finden können.
Die Entscheidung über die Stellen-
besetzung erfolgt unter Berücksich-
tigung des Votums des Gremiums, 
insbesondere aber auch der jewei-
ligen Amtsleitung des „nehmenden“ 
Amtes. Überwiegend ist das Votum 
einstimmig. Letztlich entscheidet der 
Bürgermeister über eine Stellenbe-
setzung.  

Sehr gut aufgestellt ist die Verwaltung 
bei der Auswahl von Auszubilden-
den. Das Verfahren ist zielgruppen-
gerecht, beispielsweise mit Werbung 
über mobile Medien und online- Be-
werbung. Das Auswahlverfahren für 
Auszubildende (Verwaltungsfachan- 
gestellte und Stadtinspektor-Anwär-
ter*innen) erfolgt zunächst über 
einem Test verschiedene Kompe-
tenzbereiche abgefragt.  Für eine 
mündliche Auswahlrunde per Video-
aufnahme wurden im Auswahlgremi-
um ein Fragenkatalog erstellt. Das an 
der Personalauswahl „Auszubilden-
de“ beteiligte Gremien trifft die Ent-
scheidung, welche der geeigneten 
Bewerber*innen zu einem Gespräch 
eingeladen werden. Die Auswahl er-
folgt über den Abgleich von Schulno-
ten, T estergebnissen und persönli-
chem Eindruck der Bewerber*innen.

Fazit: Das Auswahlverfahren bei den 
Auszubildenden ist gut dokumentiert. 
Aufgrund der zum Teil fehlenden 
Lebens- und Berufserfahrung ist zu 
schauen, wie man die Auswahlge-
spräche diesem Aspekt anpasst. Bis 
auf diesen Bereich hat sich das Ver-
fahren bewährt.
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In verschiedenen Bereichen der Ver-
waltung gibt es Supervisionsangebo-
te. Die Teilnahme an Mentoringpro-
grammen wird unterstützt. Coaching 
wird ermöglicht, wenn Bedarfe an-
gemeldet werden. Auch potentielle 
zukünftige Führungskräfte sollen auf 
diese verantwortungsvolle Aufgabe 
vorbereitet werden.  Dies erfolgt ab-
gestimmt auf die individuellen Fortbil-
dungsbedarfe. Ein Programm dazu 
ist nicht aufgelegt.

Fazit: Detaillierte Belege über die 
Teilnahme an Qualifizierungsmaßna-
men in Form einer Fortbildungsstatis-
tik gibt es bisher nicht. Weder in den 
Dezernaten noch in der Personalab-
teilung werden die Zahl der Fortbil-
dungen, die Art der Fortbildung und 
von wem, mit welcher fachlichen Aus-
richtung und Qualifikation sowie nach 
Geschlecht erfasst. Ein entsprechen-
der Überblick kann Aufschluss dar-
über geben, ob Chancengleichheit 
bei der Wahrnehmung von Qualifizie-
rungsangeboten besteht.

Das bestehende Angebot für verwal-
tungsfremde quereinsteigende Fach-
kräfte zur Schulung mit Einblick in 
Verwaltungsabläufe sollte regelmä-
ßig angeboten werden.

3.3.	M itarbeitende binden

Mitarbeitendenbindung ist ein Er-
folgsfaktor zum Erhalt der Leistungs-
fähigkeit einer Kommune, die sich 
als Dienstleisterin für die Bürgerin-
nen und Bürger versteht. Dafür ist 
es notwendig die Abwanderung von 
Mitarbeitenden zu vermeiden, indem 

ihre Potentiale ausgeschöpft und 
weiterentwickelt und die Arbeitsbe-
dingungen so gestaltet werden, dass 
eine Verbundenheit mit dem Betrieb 
Stadtverwaltung erreicht wird und die 
motivierte Arbeit für die Bürgerinnen 
und Bürger erhalten bleibt.

Aspekte der Mitarbeitenden-Bindung:
•	 Sinnstiftende Organisationskul-

tur (gelebtes Leitbild) Flache Hie-
rarchien (partnerschaftliches Mitei-
nander)

•	 Regelmäßige Mitarbeitendenge-
spräche (wertschätzende Füh-
rung)

•	 Leistungsorientierte Bezahlung, 
LOB (monitäre Wertschätzung)

•	 Gesundheit im Betrieb (Erhalt der 
Leistungsfähigkeit aktiv gestalten)

•	 Vereinbarkeit von Familie/Pflege 
und Beruf (unterstützter Aus- und 
Wiedereinstieg, flexible Arbeitszei-
ten und -formen) 

•	 Qualifizierungsmöglichkeiten 
(persönliche Weiterbildung)

Eine Mitarbeitenden-Befragung 2015 
zur „Unterstützung eines betriebli-
chen Gesundheitsmanagements“ 
wurde von der Kommunal Agentur 
NRW durchgeführten. Fragen zum 
Betriebsklima, zur Zufriedenheit mit 
der Arbeitssituation, zum Arbeitszeit 
und –ort sowie zu Führungsverhalten 
wurden ermittelt. 

Das interne Leitbild wird als Ideal 
verstanden, auf dessen U msetzung 
unter besonderer Verantwortung 
der Führungskräfte hingearbeitet 
wird. Der partnerschaftliche Umgang 
miteinander über alle Hierarchie-

ebenen hinweg wird von den Mit-
arbeitenden als Auswirkung des 
Verwaltungsentwicklungsprozesses 
geschätzt. Der Zusammenhalt unter 
den Kolleg*innen wird als gut emp-
funden. Auch das möglichst selb-
ständige Arbeiten entsprechend der 
eigenen Fähigkeiten wird positiv ge-
wertet. Jährliche verbindliche Mitar-
beitendengespräche dienen dem 
Austausch zwischen vorgesetzter 
Führungskraft und dem/der  Mitar-
beitenden. Sowohl diese als auch 
die Gespräche im Prozess der Leis-
tungsorientierten Bezahlung (LOB) 
sind als Personalentwicklungsinstru-
mente bei den Führungskräften als 
auch bei den Mitarbeitenden über-
wiegend anerkannt.

In Bezug auf die Gesundheit im Be-
trieb waren die Ergebnisse der o. g. 
Befragung Anlass dafür, verstärkt An-
gebote zur gesundheitlichen Fitness 
zu machen. Mittlerweile ist ein Kon-
zept des Betrieblichen Gesundheits-
managements entwickelt worden. 
Die gezielten Maßnahmen für die 
verschiedenen Beschäftigtengrup-
pen in der Verwaltung werden als 
wichtiger Bestandteil der Personal-
bindung gesehen.

Die Befragung zur Arbeitssituation ist 
im Bericht zur Befragung nicht nach 
Männern und Frauen aufgesplittet. 
Die Flexibilität der Arbeitszeiten und 
die Unterstützung bei der Verein-
barkeit von Familie und Beruf (das 
Thema Pflege wurde nicht abgefragt) 
wird von den Befragten überwiegend 
als gut gewertet.
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Auf die Qualifizierungsmöglichkei-
ten wurde zuvor schon eingegangen. 
Hier ist als Ergebnis der Befragung 
festzuhalten, dass die Chancen sich 
beruflich weiterzuentwickeln von 
41,5  % der Befragten als schlecht 
bis sehr schlecht gewertet werden. 
Maßnahmen, dem entgegen zu wir-
ken, sind noch nicht gezielt ergriffen 
worden. 

Vereinbarkeit von Familie/Pflege 
und Beruf
Über die Mitarbeitendenbefragung 
hinaus hat die Gleichstellungsbe-
auftragte mit Kolleg*innen aus der 
Verwaltung 2017 eine Veranstaltung 
zum Internationalen Frauentag unter 
dem Thema „Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf“ vorbereitet und durch-
geführt. Männer und Frauen sind der 
Einladung (siehe Anhang) zur Veran-
staltung im Rathaus gefolgt. Ange-
regt wurde an moderierten Themen-
tischen über T hesen diskutiert, die 
sich in vorausgegangenen Round-ta-
ble-Gesprächen als zentrale Aspekte 
der Vereinbarkeit von Familie/Pflege 
und Beruf herauskristallisiert hatten. 
Die Thesen an den moderierten The-
mentischen:
•	 Sorge für Kinder und Pflege von 
Angehörigen - Tägliche Herausfor-
derung bei der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf!

•	 Familie und Führungsverantwor-
tung – Das geht!

•	 Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf auch ein Männerthema!  

•	 Alternierende T eleheimarbeit – 
Verwaltung und Beschäftigte pro-
fitieren!

•	 Beruflicher Aus- und Wiederein-

stieg – Planung hilft Beschäftigten 
und Verwaltung!

•	 Familienfreundlicher Betrieb – 
Stadtverwaltung ist gut aufgestellt, 
aber es geht noch besser!

Zahlreiche Anmerkungen, Anregun-
gen und Lösungsvorschläge bei 
Problemen wurden notiert. So ist die 
Betreuung von Kindern bei Krankheit 
und während der Ferien für Eltern 
ein Problem. Eine Lösung könnten 
Arbeitszeitkonten sein, die je nach 
Bedarf eingesetzt werden können. 
Teilzeitarbeit als Karrierestopp wur-
de vermutet. Befürwortet wurde die 
Übernahme einer Führungsfunktion 
trotz Familie verbunden mit prakti-
schen Vorschlägen zur Umsetzung. 
Vorschläge für den Ausbau der alter-
nierenden Tele-Heimarbeit wurden 
gemacht. Auffällig war, dass ähnliche 
Themen bei den unterschiedlichen 
Ausgangsthesen angesprochen wur-
den. Die Ergebnisse wurden in der 
Koordinationsrunde, dem Gremium 
zur Verwaltungsentwicklung, vorge-
stellt und Maßnahmen diskutiert.

Eine Maßnahme zur Flexibilisierung 
der Arbeitszeit wurde in der Corona-
Krise aus der Notwendigkeit, Kinder 
oder zu pflegende Angehörige zu 
betreuen und zum Schutz der Be-
schäftigten verstärkt ausgebaut. Ei-
nen Leitfaden „Heimarbeit“ gab es 
schon vor der Corona-Pandemie. Zur 
Eindämmung der Pandemie hat die 
Stadtverwaltung den Mitarbeitenden 
das Angebot gemacht, umfassend 
in Heimarbeit zu gehen, wenn es die 
Abläufe in den jeweiligen Arbeitsbe-
reichen der Beschäftigten möglich 
machen. Infolge hat sich die Zahl der 

Teleheimarbeitsplätze von März 2020 
bis März 2021 von 8 auf 11 leicht und 
die der mobilen Arbeitsplätze von 10 
auf 121 stark ausgeweitet. Die Belan-
ge von Familien wurden in besonde-
rem Maße berücksichtigt. Über die 
Erfahrungen in Bezug auf die Verein-
barkeit von Familie und Beruf hat es 
bisher keine Analyse gegeben. Je-
doch gab es viele positive Rückmel-
dungen zu diesem erweiterten Ange-
bot sowohl von männlichen als auch 
von weiblichen Beschäftigten.

Kommen und Gehen
Begrüßungsgespräche beim Bürger-
meister unter Mitwirkung des Per-
sonalrates und der Gleichstellungs-
beauftragten, wie sie sich bei den 
Auszubildenden eines jeden neuen 
Ausbildungsjahrgangs bewährt ha-
ben, sollen auch auf andere Dezer-
nenten und neue Beschäftigtengrup-
pen ausgeweitet werden. 

Wenn Mitarbeitende in einen anderen 
Betrieb wechseln wollen, was unter-
schiedliche, auch persönliche Grün-
de haben kann, wird das Gespräch 
mit ihnen gesucht werden, um zu er-
fahren, wie der Betrieb Stadtverwal-
tung wahrgenommen wurde. Wichti-
ge Erkenntnisse, u. a. auch weitere 
Optimierungsmöglichkeiten in Abläu-
fen und Arbeitsbereichen können da-
raus resultieren.

Fazit: Eine Mitarbeitenden-Befragung 
nach mehr als 5 Jahren bietet sich 
an, um ablesen zu können, ob die 
aufgrund der Ergebnisse umgesetz-
ten Maßnahmen erfolgreich waren.
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III.	 prognose

Grundlage für die quantitative und 
qualitative Personalbemessung sind 
Zukunftsszenarien, die Aufschluss 
darüber geben, wie sich die Aufga-
benfelder in der Verwaltung durch die 
strategische Ausrichtung aber auch 
durch neue Anforderungen durch ge-
setzliche Vorgaben verändern könn-
ten, was Auswirkungen auf die Anfor-
derungen an das Personal hat. 

•	 Altersfluktuation
Frühverrentungen, die Nutzung der 
Möglichkeit der Altersteilzeit etc. sind 
unkalkulierbar, werden aber mehr 
Einfluss haben auf die Entwicklung 
der Alterspyramide, weil die Kohor-
te der Älteren über 55 Jahre größer 
wird. Es werden vereinzelt auch Wei-
terbeschäftigungen auf 450,- €-Basis 
verabredet, um fachliches Know-how 
zu erhalten.

Die Ausbildungsquotensteigerung 
und die Neueinstellung junger Fach-
kräfte hat Auswirkungen auf die Alters-
struktur. Diese wird sich weiter ver- 
schieben. Das verstärkte Ausschei-
den heute 60jähriger in den kommen-
den fünf Jahren muss für jeden Ar-
beitsbereich in den Blick genommen 
und entsprechend frühzeitig durch 
Qualifizierung jüngerer Beschäftigter 
und dem Verlust von Fachwissen bei 
den Älteren entgegengesteuert wer-
den. Zugleich gilt es die jungen bei 
der Stadt gut ausgebildeten Beschäf-
tigten zu halten.

•	 Stellenbesetzung
Wie in den zurückliegenden Jahren 
wird es auch in den folgenden Jahren 
aufgrund des Ausscheidens von Füh-

rungskräften aufgrund ihres Alters, 
vielfältige Entwicklungschancen für 
den Führungsnachwuchs ergeben. 
Die Zahl der höherwertigen Positi-
onen ist jedoch begrenzt und ist an 
den Bedarfen der Verwaltung auszu-
richten. Führen in Teilzeit soll als be-
währtes Modell erhalten bleiben.

•	 Eltern- bzw. Pflegezeit
Eine an der Lebensarbeitszeit ori-
entierte Personalplanung muss be-
rücksichtigen, dass Mitarbeitende 
in unterschiedlichen Lebensphasen 
unterschiedlichen privaten Heraus-
forderungen und Belastungen aus-
gesetzt sind. Flexible Arbeitszeit-
konten, die an die familiäre Bedarfe 
an-gepasst werden, wären  hilfreich. 
Beispielsweise könnte außerhalb der 
Ferienzeiten die Arbeitszeit wegen 
der guten Kinderbetreuungssituation 
ausgedehnt werden, während in den 
Ferien das gefüllte Arbeitszeitkonto 
wieder abgebaut wird. So kann jun-
gen Eltern aber auch pflegenden An-
gehörigen in ihrer privaten Planung 
geholfen werden. Gutes Personal 
kann mit einem solchen Angebot ge-
bunden werden. Damit gut qualifizier-
tes Personal trotz zeitlich begrenz-
ter Auszeiten für Familie/Pflege zur 
Verfügung steht, sind diese bei der 
Personalplanung zu berücksichtigen. 
Im Gegenzug kann anderen Mitarbei-
tenden die Chance geboten werden 
in neuen Aufgabenfeldern zu profi-
lieren, sofern ihnen aufgrund einer 
anderen Lebensphase zur Vertretung 
mehr Zeit zur Verfügung steht.

•	 Homeoffice und alternierende 
Teleheimarbeit

Wird das Angebot der alternierenden 
Teleheimarbeit beibehalten, ist davon 
auszugehen, dass Mitarbeitende aus 
allen Bereichen der Verwaltung die 
Möglichkeit des mobilen Arbeitens 
weiterhin und sogar noch weiter stei-
gernd nutzen werden. Dies hat Aus-
wirkungen auf die Abläufe in den Äm-
tern und die Ausstattung der Büros.
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Der Gleichstellungsplan ist ein Steu-
erungsinstrument der Personalpla-
nung und -entwicklung, mit dem 
Schwerpunkt der Umsetzung des 
Verfassungsauftrags der Gleichstel-
lung von Frau und Mann.

Übergeordnetes Ziel des Gleichstel-
lungsplans ist es, in der Verwaltung 
strukturelle und institutionelle Ver-
hältnisse, Gewohnheiten und Abläu-
fe zu ändern, die der Verwirklichung 
der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern noch entgegenwirken. 
Dazu werden personelle, soziale und 
fortbildende Maßnahmen formuliert, 
deren Umsetzung in einem Control-
lingverfahren regelmäßig überprüft 
werden.

Ziel eines modernen strategischen 
Personalmanagements ist es, Mit-
arbeitende effizient zu gewinnen, zu 
entwickeln und an das Unternehmen 
zu binden, unabhängig von Alter, Ge-
schlecht, sexueller Orientierung, kör-
perlichen und geistigen Fähigkeiten 
und sozialer Herkunft, Religion und 
Weltanschauung. (Vgl. Verein Char-
ta der Vielfalt) Unter dieser Maßgabe 
sind nachfolgend die Ziele und Maß-
nahmen des Gleichstellungsplans 
formuliert.

Der Gleichstellungsplan hat eine Lauf-
zeit vom 15.12.2021 bis 15.12.2025.

Strategisches Ziel
Nachhaltiges Personalmanage-
ment, welches ein ausgewogenes 
Verhältnis von Geschlecht, Alter 
und Qualifikation der Mitarbeiten-
den anstrebt, indem es Mitarbei-
tende effizient gewinnt, entwickelt 
und an die Stadtverwaltung bindet, 
mit dem Ziel der Chancengleich-
heit von Frau und Mann, in allen 
Bereichen und Hierarchieebenen 
der Verwaltung. 

Operatives Ziel
Erhöhung des Anteils von Frauen und 
Männern in den Bereichen, in denen 
sie unterrepräsentiert sind. Der Anteil 
von Frauen und Männern in diesen 
Bereichen auf bis auf 50 % bei Ein-
stellungen, Beförderungen und Hö-
hergruppierungen zu erhöhen.

Maßnahme 1
Prüfung bei Stellenausschreibungen, 
ob eine Unterrepräsentanz im aus-
zuschreibenden Bereich vorliegt. Bei 
gleicher Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung sind Frauen dann 
bevorzugt zu berücksichtigen. Dann 
muss laut LGG auch intern ausge-
schrieben werden (§ 7 LGG NRW). 

Eine regelmäßig fortgeschriebene 
Statistik der Entwicklungen zum Ab-
bau der Unterrepräsentanz wird dem 
Auswahlgremium vor der Stellen-
ausschreibung zusammen mit dem 
Entwurf des Ausschreibungstextes 
vorgelegt.

Steigerung des Männeranteils in 
Kindertageseinrichtungen der Stadt. 
Steigerung des Frauenanteils in der 

Feuerwehr und beim ASK. Männer-
anteil in Führungspositionen soweit 
steigern, dass Parität in der Vertei-
lung von Führungspositionen erreicht 
wird.

Maßnahme 2
Das Personalauswahlverfahren wird 
weiter strukturiert und nachvollzieh-
bar gestaltet.

Die Auswahlkriterien und deren Stel-
lenwert (Gewichtung der Tätigkeits-
merkmale) sind vor der Durchsicht 
der Bewerbungsunterlagen allen am 
Auswahlverfahren Beteiligten vorab 
bekannt.

Das Auswahlgremium wird soweit 
wie möglich paritätisch besetzt.

Der Ablauf des Auswahlverfahrens 
(Vorstellen des Auswahlgremiums, 
Selbstportrait des Bewerbers/der 
Bewerberin, Fachfragen, Fragen zu 
Schlüsselqualifikationen, „Werbeblog 
Stadtverwaltung als Arbeitgeberin, 
Nachfragen der/des Berwerber*in) 
und die Inhalte (Kenntnisse über 
die Stadt Kamp-Lintfort, Leitbild der 
Verwaltung und allgemeiner Fragen-
katalog bei der Besetzung von Füh-
rungspositionen (s.o.) sind festge-
legt, sodass auch Teilnehmende, die 
selten an Auswahlverfahren teilneh-
men, sich in den Prozess einfinden 
können.

Die Ergebnisse der Auswahlgesprä-
che werden in einer einheitlichen 
Matrix dokumentiert, damit das Aus-
wahlverfahren transparent ist. Ab-
schließende Entscheidungen bei 

IV.	Z ielvorgaben und maSSnahmen 2021 bis 2025
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Uneinigkeit der Stellenbesetzung 
werden erneut im Gremium getroffen. 

Strategisches Ziel
Aufbau eines regelmäßigen Cont-
rollings als Grundlage der Perso-
nalplanung 

Operatives Ziel
Der Stellenplan, der die Planung von 
internen Stellenbesetzungen und Hö-
hergruppierungen bzw. die Neuein-
richtung von Stellen für das jeweils 
folgende Haushaltsjahr beinhaltet, 
kann die tatsächlichen Personalent-
wicklungen nicht abbilden. Um die 
personalwirtschaftlichen Prozesse 
zu planen, zu kontrollieren und steu-
ern zu können, wird ein Datengerüst 
„Jahresübersicht Personalmaßnah-
men“ erstellt, an dem fortlaufend 
abzulesen ist, wie Stellen besetzt, 
wo in welchem Umfang Stunden von 
Mitarbeitenden erhöht und befristeter 
Personalbedarf entstanden ist, sowie 
Höhergruppierungen bzw. Beförde-
rungen erfasst werden. Diese da-
tenbasierte Entscheidungsgrundlage 
erleichtert die qualitative und quan-
titative Personalbedarfsplanung und 
dient gleichzeitig dem Controlling der 
Umsetzung der Ziele des Gleichstel-
lungsplans. 

Maßnahme
Bis zum 01.01.2022 wird von der Per-
sonalabteilung ein Datengerüst „Jah-
resübersicht Personalmaßnahmen“ 
erstellt. Es beinhaltet die Statistiken 
des Gleichstellungsplans: 
1.	Gesamtzahl der Mitarbeitenden: 

Entwicklung m w nach Laufbahn-
gruppen in %, Entwicklungen durch 

Einstellung und Beförderung bzw. 
Höhergruppierung

2.	Stellenbesetzung: Vollzeit/Teilzeit, 
Männer/Frauen, nach Qualifikation 
und Eingruppierung, unbefristet; 
Angabe über Grund der Stellenbe-
setzung (z.B. Neueinstellung, inter-
ner Wechsel)

3.	Stundenerhöhung: nach Berei-
chen, Männer/Frauen, Stunden-
umfang, Eingruppierung, Grund 
der Stundenerhöhung, unbefristet

4.	Befristeter Personalbedarf: befris-
tete Stundenerhöhung, Beantra-
gung Überstunden nach Bereichen, 
Männer/Frauen, Eingruppierung, 
Gründe des befristeten Personal-
bedarfs

Strategisches Ziel
Mitarbeitende so bei ihrer Weiter-
entwickelung unterstützen, dass 
sie den zukünftigen Anforderun-
gen gewachsen sind. 

Operatives Ziel
Der Prozess der beruflichen, fach-
lichen und persönlichen Weiterent-
wicklung von Mitarbeitenden wird so 
gestaltet, dass das Leistungs- und 
Lernpotenzial von Mitarbeitenden er-
kannt, erhalten und in Abstimmung 
mit den strategischen Zielen der Ver-
waltung verwendungs- und entwick-
lungsbezogen individuell gefördert 
wird. 

Maßnahme 1
In Mitarbeitendengesprächen werden 
persönliche Entwicklungsperspekti-
ven thematisiert. Fachliche Fortbil-
dungen, aber auch individuelle För-
dermöglichkeiten werden angeboten. 

Die Ausgewogenheit der Zulassung 
von männlichen und weiblichen Be-
schäftigten zu fachlichen (u.a. An-
gestelltenlehrgänge) und persön-
lichkeitsbildenden Qualifizierungen 
(Schlüsselqualifikationen) wird in 
der Personalabteilung nach Meldung 
durch die Amtsleitungen dokumen-
tiert und für den Personalrat und die 
Gleichstellungsbeauftragte transpa-
rent gemacht.

Maßnahme 2
Führungsnachwuchskräfte werden 
durch Mentoring-Programme und 
Schulungsmodule von Instituten der 
Erwachsenenbildung auf ihre poten-
tielle zukünftige Führungsaufgabe 
vorbereitet. Die Teilnahme an sol-
chen Schulungen ist unabhängig von 
der tatsächlichen Übernahme einer 
Führungsposition möglich, ist aber 
verpflichtend bei Übernahme einer 
Führungsfunktion. 

Strategisches Ziel
Mitarbeitende durch eine sinnstif-
tende Organisationskultur, wert-
schätzende Mitarbeitenden-Füh-
rung, Angebote der Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Beruf für 
Frauen und Männer, Qualifizie-
rungsangebote und Erhalt der 
Leistungsfähigkeit durch ein Be-
triebliches Gesundheitsmanage-
ment an die Arbeitgeberin Stadt-
verwaltung binden.

Operatives Ziel
Vermeidung einer starken Fluktuati-
on bei den Mitarbeitenden und von 
Einbrüchen in der Erwerbsbiografie 
durch Familien- und Pflegezeiten so-
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wohl bei Frauen als auch bei Män-
nern.

Maßnahme 1
Berufliche Qualifizierungswünsche 
insbesondere junger Beschäftigter 
werden aufgegriffen und unterstützt, 
auch wenn der Qualifizierungs-
wunsch bereits kurz nach der Ausbil-
dung besteht.

Maßnahme 2
Die Elternzeit wird durch Ausstiegs- 
und Wiedereinstiegsmanagement 
gestalten. Absprachen zur Rückkehr, 
fachliche Qualifizierung auch wäh-
rend der Elternzeit, den Bedarfen 
angepasste flexible Arbeitszeit nach 
der Elternzeit, Arbeitszeitkonten, 
Homeoffice-Angebot je nach Aufga-
bengebiet und entsprechender An-
forderungen an Präsenz, Führen in 
Teilzeit auch für Führungskräfte
Männer werden bei dem Wunsch un-
terstützt, länger in Elternzeit zu ge-
hen oder Angehörige zu pflegen.
Die Arbeitszeitgestaltung durch die 
Einrichtung von Arbeitszeitkonten 
(vgl. Entwurf eines Gesetzes zur 
Steigerung der Attraktivität des öf-
fentlichen Dienstes NRW 9/2021) 
wird ermöglicht.

Maßnahme 3
Das Potential junger Menschen im 
Betrieb einer Stadtverwaltung wird 
gesehen. Ihr Know how wird für die 
Weiterentwicklung von Abläufen in 
der Verwaltung genutzt. Die Mitwir-
kung im Bereich der Verwaltungsent-
wicklung ist eine Möglichkeit und der 
Wissenstransfer zwischen „best ager 
und youngster“.

Strategisches Ziel
Führungskräfte als Motor der 
Chancengleichheit stärken

Operatives Ziel
Sensibilisierung der Führungskräfte 
für Chancengleichheit durch Fortbil-
dungen zu den Themen geschlech-
tersensible Kommunikation, Beurtei-
lung und Förderung.
Mitarbeitenden-Gespräche, Leis-
tungsorientierte Bezahlung, Betrieb-
liches Gesundheitsmanagement als 
Instrumente der Förderung der Chan-
cengleichheit nutzen

Maßnahme 
Die Übernahme der Verantwortung 
für die Umsetzung der Ziele des Leit-
bildes, der Ziele und Maßnahmen 
des Gleichstellungsplans und des 
Betriebliches Gesundheitsmanage-
ment werden als Kriterien für die Be-
urteilung von Führungskräften einbe-
zogen.

Strategisches Ziel
Gendergerechte Sprache, um da-
mit den Wandel der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit voran zu treiben.

Operatives Ziel
In der gesamten mündlichen und 
schriftlichen Kommunikation der 
Stadt Kamp-Lintfort wird eine ge-
schlechtsneutrale Personenbezeich-
nung verwendet oder, wenn dies 
nicht möglich ist, die weibliche und 
männliche Sprachform gewählt. 

Maßnahme 1
Erstellen eines Leitfadens für die 
gendergerechte Sprache bis Ja-

nuar 2022 (vgl. Regionalverband 
Ruhr, S. 7). Sensibilisierung der Be-
schäftigten für eine gendergerech-
te Sprache durch einen Vortrag der 
Gleichstelllungsbeauftragten in der 
Personalversammlung. Bereitstel-
lung des Leitfadens für alle Beschäf-
tigten für den täglichen Gebrauch.

Maßnahme 2
In einem Auszubildendenprojekt 
„Überprüfung aller Formulare und 
Vordrucke der Stadt Kamp-Lintfort 
auf Gendergerechtigkeit der Spra-
che“ wird eine Bestandaufnahme 
zu korrigierender Schriftstücke der 
Verwaltung erhoben. U nter Anwen-
dung des Leitfadens gendergerechte 
Sprache werden die Formulare ange-
passt.

Strategisches Ziel
Geschlechterparitätische Beset-
zung von wesentlichen Gremi-
en. Der Mindestanteil der Frauen 
muss bei 40 % liegen.

Operatives Ziel
Insbesondere bei Neubesetzungen 
aber auch bei Nachbesetzungen ist 
auf eine paritätische Besetzung der 
Gremien zu achten. 

Maßnahme
Erfassung aller relevanter Gremien 
und deren Besetzung mit Frauen und 
Männern. Innerhalb von drei Jahren 
ist bei Unterrepräsentanz vom Frau-
en oder Männern, bei Nachbesetzun-
gen für einen geschlechtergerechten 
Ausgleich zu sorgen.
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Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Gesetzesziele und allgemeine Grundsätze 

(1) Dieses Gesetz dient der Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und Männern. 
Nach Maßgabe dieses Gesetzes und anderer Vorschriften zur Gleichstellung von Frauen und Männern werden 
Frauen gefördert, um bestehende Benachteiligungen abzubauen. Ziel des Gesetzes ist es auch, die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie für Frauen und Männer zu verbessern. 

(2) Frauen und Männer dürfen wegen ihres Geschlechts nicht diskriminiert werden. Eine Diskriminierung liegt 
auch dann vor, wenn sich eine geschlechtsneutral formulierte Regelung oder Maßnahme tatsächlich auf ein 
Geschlecht wesentlich häufiger nachteilig oder seltener vorteilhaft auswirkt und dies nicht durch zwingende 
Gründe objektiv gerechtfertigt ist. Maßnahmen zur Förderung von Frauen mit dem Ziel, tatsächlich bestehende 
Ungleichheiten zu beseitigen, bleiben unberührt. 

(3) Die Erfüllung des Verfassungsauftrages aus Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes sowie die Umsetzung 
dieses Gesetzes sind Aufgaben der Dienststellen und dort besondere, für die Leistungsbeurteilung relevante 
Aufgaben der Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen. 

§ 2  
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes bestimmt, für 
1. die Verwaltungen des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der alleinigen 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,  
2. die Landesbetriebe sowie die Eigenbetriebe und eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, 
3. die Gerichte, 
4. die öffentlichen Schulen, 
5. die Universitäten und Fachhochschulen in der Trägerschaft des Landes, die Universitätsklinika, die staatlichen 
Kunsthochschulen sowie die Fachhochschulen für den öffentlichen Dienst, 
6. den Landesrechnungshof,  
7. die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit,  
8. die Verwaltung des Landtages,  
9. die Sparkassen,  
10. die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse und 
11. die NRW.BANK. 
Dieses Gesetz gilt nicht für den Verband öffentlicher Versicherer. Auf den Westdeutschen Rundfunk Köln 
finden die §§ 1 bis 4, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1, § 7 Absatz 1 und 2, § 13 Absatz 1 bis 7, § 14, § 15 Absatz 1 
und 2, § 17 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Anwendung. Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes gelten für den 
Westdeutschen Rundfunk Köln dem Sinne nach. 

(2) Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbände beziehungsweise ihre Vertreterinnen und Vertreter in den 
Unternehmensgremien haben bei der Gründung von Unternehmen in Rechtsformen des privaten Rechts in 
unmittelbarer und mittelbarer Beteiligung dafür Sorge zu tragen, dass die entsprechende Anwendung dieses 
Gesetzes in der Unternehmenssatzung verankert wird. Gehört dem Land, einer Gemeinde oder einem 
Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines 
Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass 
in dem Unternehmen die Ziele dieses Gesetzes beachtet werden. Satz 2 gilt sowohl für unmittelbare als auch für 
mittelbare Beteiligungen. Satz 1 und 2 gelten nicht für Unternehmen, die auf eine Beendigung ihrer 
Geschäftstätigkeit ausgerichtet sind, sowie für Beteiligungen der NRW.BANK im Rahmen ihres 
Förderauftrages. 

(3) In dem Vertrag nach § 81 Absatz 3 des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, soll mit der staatlich 
anerkannten Fachhochschule die entsprechende Anwendung in den Bereichen vereinbart werden, in denen die 
Fachhochschule Zuschüsse nach § 81 Absatz 1 des Hochschulgesetzes erhält. 

Anhang

Landesgleichstellunggesetz NRW 
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§ 3 
Begriffsbestimmung 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind die Behörden und Einrichtungen des Landes und die in § 2 
genannten Stellen. Dienststellen für Lehrkräfte und das sonstige im Landesdienst beschäftigte pädagogische 
Personal an Schulen sind die Bezirksregierungen und Schulämter. 

(2) Beschäftigte im Sinne des Gesetzes sind Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Personen in 
einem Arbeitsverhältnis sowie Auszubildende. Kommunale Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte sowie 
Beamtinnen und Beamte, die nach § 37 des Landesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. 
Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 1999 ( GV. NRW. S. 148) jederzeit 
in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, sind keine Beschäftigten im Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Stellen im Sinne des § 6 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 3 und des § 8 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 6 und 7 sind 
Planstellen und andere Stellen im Sinne von § 17 der Landeshaushaltsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. S. 158), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 14. 
Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert worden ist. 

§ 4 
Sprache 

Gesetze und andere Rechtsvorschriften tragen sprachlich der Gleichstellung von Frauen und Männern Rechnung. 
In der internen wie externen dienstlichen Kommunikation ist die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern zu beachten. In Vordrucken sind geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen zu verwenden. Sofern 
diese nicht gefunden werden können, sind die weibliche und die männliche Sprachform zu verwenden. 

Abschnitt II 
Maßnahmen zur Frauenförderung 

§ 5 
Erstellung, Überprüfung und 
Fortschreibung von Gleichstellungsplänen 

(1) Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten erstellt im Rahmen ihrer Zuständigkeit für 
Personalangelegenheiten jeweils für den Zeitraum von drei bis fünf Jahren einen Gleichstellungsplan und 
schreibt diesen nach Ablauf fort. In anderen Dienststellen kann ein Gleichstellungsplan aufgestellt werden. In 
der Hochschule besteht der Gleichstellungsplan aus einem Rahmenplan für die gesamte Hochschule und aus den 
Gleichstellungsplänen der Fachbereiche, der Verwaltung, der zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen und 
der zentralen Betriebseinheiten, soweit mindestens 20 Beschäftigte vorhanden sind. Die Gleichstellungspläne der 
Fachbereiche können weiter differenziert werden. Mehrere Dienststellen können in einem Gleichstellungsplan 
zusammengefasst werden. Die Zusammenfassung darf eine erhebliche Unterrepräsentanz von Frauen in einer 
Dienststelle nicht durch eine erhebliche Überrepräsentanz von Frauen in anderen Dienststellen ausgleichen.  

(2) In der Landesverwaltung sind Gleichstellungspläne der Dienststelle vorzulegen, die die unmittelbare 
allgemeine Dienstaufsicht über die Dienststellen ausübt, für die der Gleichstellungsplan aufgestellt ist. Über die 
Gleichstellungspläne der Hochschulen beschließt der Senat. Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer 
nachgeordneten Dienststelle dem Gleichstellungsplan, ist der Gleichstellungsplan der Dienststelle nach Satz 1 
zur Zustimmung vorzulegen. Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer Hochschule dem 
Gleichstellungsplan, ist der Gleichstellungsplan dem Senat zur erneuten Beschlussfassung vorzulegen. Der Senat 
beschließt nach Maßgabe eines in der Grundordnung geregelten qualifizierten Quorums von mindestens zwei 
Dritteln seiner Stimmen. 

(3) Der Gleichstellungsplan beim Landtag wird im Benehmen mit dem Landtagspräsidium aufgestellt. 

(4) In den Gemeinden und Gemeindeverbänden sind die Gleichstellungspläne durch die Vertretung der 
kommunalen Körperschaft zu beschließen. 
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(5) Gleichstellungspläne der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts werden im Benehmen mit deren verfassungsmäßig zuständigen obersten Organen 
aufgestellt. 

(6) Abweichend von Absatz 1 kann in begründeten Einzelfällen die Laufzeit der bestehenden 
Gleichstellungspläne verlängert werden. Der neue Gleichstellungsplan ist spätestens sechs Monate nach Wegfall 
des Verlängerungsgrundes aufzustellen. Begründete Einzelfälle nach Satz 1 können die Zusammenlegung oder 
Eingliederung von Dienststellen darstellen. 

(7) Nach spätestens zwei Jahren ist die Zielerreichung des Gleichstellungsplans zu überprüfen. Wird erkennbar, 
dass dessen Ziele nicht erreicht werden, sind Maßnahmen im Gleichstellungsplan entsprechend anzupassen 
beziehungsweise zu ergänzen. Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

(8) Solange kein gültiger Gleichstellungsplan vorliegt, sind Einstellungen, Beförderungen und die Übertragung 
höherwertiger Tätigkeiten bis zum Inkrafttreten des Gleichstellungsplans auszusetzen. Gleiches gilt, sofern von 
der Möglichkeit eines alternativen Instrumentes nach § 6a Gebrauch gemacht wird. Ausgenommen sind 
Einstellungen, die aus zwingenden dienstlichen Gründen geboten sind. 

(9) Wenn die Zielvorgaben des Gleichstellungsplans im Hinblick auf Einstellungen, Beförderungen von und die 
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten an Frauen innerhalb des vorgesehenen Zeitraumes nicht erfüllt worden 
sind, ist bis zur Erfüllung der Zielvorgaben bei jeder Einstellung, Beförderung und Höhergruppierung eines 
Mannes in einem Bereich, in dem Frauen unterrepräsentiert sind, eine besondere Begründung durch die 
Dienststelle notwendig. 

(10) Der Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Steuerungsinstrument der Personalplanung, insbesondere der 
Personalentwicklung der Dienststelle. Seine Umsetzung und Überprüfung ist besondere Verpflichtung der 
Dienststellenleitung, der Personalverwaltung sowie der Beschäftigten mit Vorgesetzten- oder Leitungsaufgaben. 

§ 5a 
Bericht über die Umsetzung des Gleichstellungsplans 

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Gleichstellungsplans hat die Dienststelle, die den 
Gleichstellungsplan aufstellt, einen Bericht über die Personalentwicklung und die durchgeführten Maßnahmen 
zu erarbeiten und der nach § 5 Absatz 2 bis 5 zuständigen Stelle gemeinsam mit der Fortschreibung des 
Gleichstellungsplans vorzulegen. Sind während der Geltungsdauer des Gleichstellungsplans ergänzende 
Maßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 7 ergriffen worden, sind die Gründe im Bericht darzulegen. 

(2) Die Gleichstellungspläne, die Berichte über die Personalentwicklung und die nach Maßgabe des 
Gleichstellungsplans durchgeführten Maßnahmen sind in den Dienststellen, deren Personal sie betreffen, sowie 
in den Hochschulen und Schulen bekannt zu machen. Sie können darüber hinaus zusätzlich öffentlich bekannt 
gemacht werden. Datenschutzrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 6 
Inhalt des Gleichstellungsplans 

(1) Gegenstand des Gleichstellungsplans sind Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie und zum Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen. 

(2) Grundlagen des Gleichstellungsplans sind eine Bestandsaufnahme und Analyse der Beschäftigtenstruktur 
sowie eine Prognose der zu besetzenden Stellen und der möglichen Beförderungen und Höhergruppierungen für 
den Zeitraum der Geltungsdauer. 

(3) Der Gleichstellungsplan enthält für den Zeitraum der Geltungsdauer konkrete Zielvorgaben bezogen auf den 
Anteil von Frauen bei Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppierungen, um diesen in den Bereichen, in 
denen sie unterrepräsentiert sind, bis auf 50 Prozent zu erhöhen. Es ist festzulegen, mit welchen personellen, 
organisatorischen, sozialen und fortbildenden Maßnahmen die Zielvorgaben nach Satz 1 erreicht werden sollen. 
Ist absehbar, dass auf Grund personalwirtschaftlicher Regelungen Stellen gesperrt werden oder entfallen, soll der 
Gleichstellungsplan Maßnahmen aufzeigen, die geeignet sind, ein Absinken des Frauenanteils zu verhindern. 
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Der Gleichstellungsplan enthält auch Maßnahmen zur Aufwertung von Tätigkeiten an überwiegend mit Frauen 
besetzten Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitszeitgestaltung. 

§ 6a 
Experimentierklausel 

(1) Der gemäß § 5 Absatz 1 zu erstellende Gleichstellungsplan kann im Einvernehmen mit der 
Gleichstellungsbeauftragten und mit Zustimmung der gemäß § 5 Absatz 2 bis 5 zuständigen Stelle ganz oder 
teilweise durch ein neues Instrument zur Erreichung der mit dem Gleichstellungsplan beabsichtigten Ziele ersetzt 
werden. In Fällen des § 5 Absatz 2 Satz 1 ist das Einvernehmen mit der dort zuständigen 
Gleichstellungsbeauftragten herzustellen. Das für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige Ministerium 
ist hierüber in Kenntnis zu setzen. § 5 Absatz 7 und 10 sowie § 5a gelten entsprechend. Werden die in Satz 1 
genannten Ziele nicht erreicht, ist dies in dem Bericht nach § 5a darzulegen. 

(2) Das Einvernehmen der Gleichstellungsbeauftragten und die Information des für die Gleichstellung von Frau 
und Mann zuständigen Ministeriums sind aktenkundig zu machen. 

(3) Das für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige Ministerium evaluiert die Auswirkungen dieser 
Vorschrift auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der Erfahrungen der Anwendungspraxis. Die 
Evaluation setzt fünf Kalenderjahre nach Inkrafttreten des Gesetzes ein. 

§ 7 
Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstellungen, Beförderungen  
und Übertragung höherwertiger Tätigkeiten 

(1) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Begründung eines Beamten- oder 
Richterverhältnisses nach Maßgabe von § 14 Absatz 2 sowie § 120 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 414) geändert worden ist, bevorzugt zu berücksichtigen. Für Beförderungen gilt § 19 Absatz 6 des 
Landesbeamtengesetzes. 

(2) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen bei Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses bevorzugt einzustellen, soweit in dem Zuständigkeitsbereich der für die Personalauswahl 
zuständigen Dienststelle in der jeweiligen Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weniger Frauen als 
Männer sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen. Satz 1 gilt auch für die 
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten, soweit in der damit verbundenen Entgeltgruppe der jeweiligen Gruppe 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weniger Frauen als Männer sind. 

(3) Gruppen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind die Tarifbeschäftigten des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) und des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) in Tätigkeiten, 
die im Bereich der Beamtinnen und Beamten in einer Laufbahn erfasst sind und deren Gruppenzugehörigkeit 
sich im Vergleich von Entgelt- und Besoldungsgruppen unter Berücksichtigung der Anlagen 1 und 2 bestimmen 
lässt. Die Zuordnung in den Anlagen 1 und 2 gilt ausschließlich für die Vergleichsgruppenbestimmung bei 
Anwendung dieses Gesetzes. Zu den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gehören auch die Auszubildenden. 
In Bereichen, in denen die genannten Tarifverträge nicht gelten, bilden eine Gruppe der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in artverwandten und in aufeinander 
aufbauenden Tätigkeitsbereichen, deren Tätigkeiten üblicherweise eine gleiche Vorbildung oder eine gleiche 
Ausbildung oder eine gleiche Berufserfahrung voraussetzen. 

(4) Für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Beschäftigtenverhältnis sowie für wissenschaftliche, künstlerische und studentische Hilfskräfte 
gilt als zuständige Dienststelle der Fachbereich oder die Einheit gemäß § 26 Absatz 5 des Hochschulgesetzes 
vom 16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 414) geändert worden ist oder § 24 Absatz 4 des Kunsthochschulgesetzes vom 13. März 2008 (GV. 
NRW. S. 195), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert 
worden ist. Soweit Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Beschäftigtenverhältnis beschäftigt werden 
sollen, werden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Beamtenverhältnis in die Berechnung nach Absatz 
2 einbezogen. Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, die akademischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter derselben Entgeltgruppe, die wissenschaftlichen und künstlerischen Hilfskräfte und die studentischen 
Hilfskräfte gelten jeweils als eine Gruppe der Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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(5) Für Versetzungen und Umsetzungen, die mit der Übertragung eines höherbewerteten Dienstpostens oder der 
erstmaligen Übertragung einer gleich bewerteten Vorgesetzten- oder Leitungsfunktion derselben oder einer 
anderen Laufbahn verbunden sind, und für die Zulassung zum Aufstieg sowie zur beruflichen Entwicklung 
innerhalb der Laufbahngruppen sind Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 8 
Ausschreibung 

(1) In Bereichen, in denen Frauen nach Maßgabe des § 7 unterrepräsentiert sind, sind zu besetzende Stellen in 
allen Dienststellen des Dienstherrn beziehungsweise der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers auszuschreiben. Im 
Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann von einer dienststellenübergreifenden Ausschreibung 
abgesehen werden. Bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen des wissenschaftlichen Personals an 
Hochschulen kann entsprechend Satz 1 verfahren werden. Die Vorgaben des Absatzes 4 Satz 1 und der Absätze 
5 und 6 gelten unbeschadet der Feststellung einer Unterrepräsentanz und sind bei allen Ausschreibungen der 
Dienststelle zu berücksichtigen. 

(2) Liegen nach einer Ausschreibung in allen Dienststellen des Dienstherrn beziehungsweise der Arbeitgeberin 
oder des Arbeitgebers keine Bewerbungen von Frauen vor, die die geforderte Qualifikation erfüllen, und ist 
durch haushaltsrechtliche Bestimmungen eine interne Besetzung nicht zwingend vorgeschrieben, soll die 
Ausschreibung öffentlich einmal wiederholt werden. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann 
von einer wiederholten Ausschreibung abgesehen werden. Satz 1 findet keine Anwendung, sofern bereits die 
erste Ausschreibung öffentlich erfolgt ist. 

(3) Ausbildungsplätze sind öffentlich auszuschreiben. Beträgt der Frauenanteil in einem Ausbildungsgang 
weniger als 50 Prozent, ist zusätzlich öffentlich mit dem Ziel zu werben, den Frauenanteil zu erhöhen. Im 
Einvernehmen mit der Gleichstellungsbeauftragten kann von einer öffentlichen Ausschreibung abgesehen 
werden. 

(4) In der Ausschreibung sind sowohl die männliche als auch die weibliche Form zu verwenden, es sei denn, ein 
bestimmtes Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für die Tätigkeit. In der Ausschreibung ist darauf 
hinzuweisen, dass Bewerbungen von Frauen ausdrücklich erwünscht sind und Frauen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes bevorzugt berücksichtigt werden. 

(5) Die Ausschreibung hat sich ausschließlich an den Anforderungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des 
zu übertragenden Amtes zu orientieren. 

(6) Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen, sind die Stellen einschließlich der Funktionen 
mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit auszuschreiben. 

(7) Von einer Ausschreibung im Sinne der Absätze 1 und 2 kann abgesehen werden bei  

1. Stellen der Beamtinnen und Beamten im Sinne des § 37 des Landesbeamtengesetzes;  
2. Stellen, die Anwärterinnen und Anwärtern oder Auszubildenden vorbehalten sein sollen;  
3. Stellen, deren Besetzung nicht mit der Übertragung eines höherbewerteten Dienstpostens verbunden sind;  
4. Stellen der kommunalen Wahlbeamtinnen und -wahlbeamten.  

§ 9 
Vorstellungsgespräch 

(1) In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind mindestens ebenso viele Frauen wie Männer oder 
alle Bewerberinnen zum Vorstellungsgespräch einzuladen, wenn sie die geforderte Qualifikation für die 
Besetzung des Arbeitsplatzes oder des zu übertragenden Amtes erfüllen. 

(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit Frauen besetzt werden. Ist dies aus zwingenden Gründen nicht 
möglich, sind die Gründe aktenkundig zu machen. 

(3) Fragen, die geeignet sind, diskriminierend zu wirken, insbesondere Fragen nach dem Familienstand, einer 
bestehenden oder geplanten Schwangerschaft oder Elternzeit und danach, wie Familien- und Pflegeaufgaben 
neben der Berufstätigkeit gewährleistet werden können, sind unzulässig. 
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§ 10 
Auswahlkriterien 

(1) Für die Beurteilung von Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind ausschließlich die Anforderungen 
des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu vergebenden Amtes maßgeblich. Bei der 
Qualifikationsbeurteilung sollen Erfahrungen und Fähigkeiten aus der Betreuung von Kindern und 
Pflegebedürftigen einbezogen werden, soweit diese für die zu übertragende Aufgabe von Bedeutung sind. 

(2) Vorangegangene Teilzeitbeschäftigungen, Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit und Verzögerungen beim 
Abschluss der Ausbildung auf Grund der Betreuung von Kindern oder pflegebedürftiger Angehöriger dürfen 
nicht nachteilig berücksichtigt werden. Die dienstrechtlichen Vorschriftenbleiben unberührt. Familienstand, 
Einkommensverhältnisse des Partners oder der Partnerin und die Zahl der unterhaltsberechtigten Personen 
dürfen nicht berücksichtigt werden. 

§ 11 
Fortbildung 

(1) Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbildungsmaßnahmen, insbesondere für Weiterqualifikationen, sind - 
soweit die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind - weibliche Beschäftigte mindestens entsprechend ihrem 
Anteil an den Bewerbungen zu der Fortbildungsmaßnahme zuzulassen. Liegen mehr Bewerbungen als zu 
besetzende Plätze vor und bereitet die Fortbildung auf eine Tätigkeit in einer Vorgesetzten- oder 
Leitungsfunktion vor, bei der Frauen unterrepräsentiert sind, werden Bewerberinnen bis zum Erreichen eines 
Anteils von 50 Prozent der an der Fortbildung Teilnehmenden bevorzugt berücksichtigt. Satz 2 findet keine 
Anwendung, wenn der Zulassung zur Fortbildung bereits ein anderes Auswahl- oder Zulassungsverfahren 
vorausgegangen ist. 

(2) Für weibliche Beschäftigte werden auch besondere Fortbildungsmaßnahmen angeboten, die auf die 
Übernahme von Tätigkeiten vorbereiten, bei denen Frauen unterrepräsentiert sind. 

(3) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt werden, dass Beschäftigten, die Kinder betreuen oder 
pflegebedürftige Angehörige versorgen, sowie Teilzeitbeschäftigten die Teilnahme möglich ist. Entstehen durch 
die Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen notwendige Kosten für die Betreuung von Kindern unter zwölf 
Jahren, so sind diese vom Dienstherrn beziehungsweise von der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber zu 
erstatten. 

(4) In das Fortbildungsangebot sind regelmäßig die Themen Gleichstellung von Frau und Mann und Schutz vor 
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz aufzunehmen. Dies gilt insbesondere für die Fortbildung von 
Beschäftigten mit Leitungsaufgaben und von Beschäftigten, die im Organisations- und Personalwesen tätig sind. 

(5) Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und Referentinnen für Fortbildungsmaßnahmen einzusetzen, sofern 
nicht bereits ein ausgewogenes Verhältnis von Frauen und Männern erreicht wurde. 

§ 12 
Gremien 

(1) In wesentlichen Gremien müssen Frauen mit einem Mindestanteil von 40 Prozent vertreten sein. Es ist in 
allen Fällen auf volle Personenzahlen mathematisch auf- beziehungsweise abzurunden. 

(2) Wesentliche Gremien sind Aufsichts- und Verwaltungsräte, vergleichbare Aufsicht führende Organe sowie 
Gremien von besonderer tatsächlicher und rechtlicher Bedeutung. Hierzu zählen regelmäßig Kommissionen, 
Beiräte, Ausschüsse und Kuratorien. Weiterhin zählen dazu Gremien, die durch die obersten Landesbehörden im 
Rahmen ihrer fachlichen Zuständigkeit als wesentlich bestimmt werden. Wahlgremien sind Aufsichts- und 
Verwaltungsräte sowie andere wesentliche Gremien, deren Mitglieder ganz oder zum Teil gewählt werden. 
Ausgenommen sind die unmittelbar oder mittelbar aus Volkswahlen hervorgegangenen 
Vertretungskörperschaften der Gemeinden und Gemeindeverbände sowie deren Ausschüsse. 

(3) Werden bei Dienststellen im Sinne des § 3 Gremien gemäß Absatz 2 gebildet oder wiederbesetzt, müssen die 
entsendenden Stellen zu mindestens 40 Prozent Frauen benennen. Besteht das Benennungsrecht nur für eine 
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Person, sind Frauen und Männer alternierend zu berücksichtigen. Die Sätze 1 und 2 gelten für die Begründung 
der Mitgliedschaft in einem Gremium durch Berufungsakt einer Dienststelle entsprechend. 

(4) Bei der Aufstellung von Listen und Kandidaturen für Wahlgremien mit Ausnahme der in Absatz 2 Satz 5 
genannten Gremien soll der Anteil von Frauen mindestens 40 Prozent betragen. 

(5) Von den Absätzen 1 und 3 darf nur aus zwingenden Gründen abgewichen werden. Zwingende Gründe liegen 
insbesondere vor, soweit 
1. Mitglieder aufgrund einer Wahl ernannt werden, 
2. eine für das Gremium geltende Regelung die Besetzung von Mitgliedern Kraft eines Amtes oder einer 
besonderen Funktion (geborene Mitglieder) vorsieht oder  
3. der entsendenden Stelle die Einhaltung der Vorgaben des Absatzes 3 aus tatsächlichen Gründen nicht möglich 
ist. 
In den Fällen nach Nummer 2 werden die geborenen Mitglieder bei der Berechnung des Mindestanteils von 40 
Prozent Frauen nicht einbezogen. In den Fällen nach Nummer 3 ist von der entsendenden Stelle darzulegen, dass 
hinreichende Bemühungen getroffen wurden, um die Mindestquote zu erfüllen. Die Dienststellenleitung der 
berufenden Stelle stellt fest, ob zwingende Gründe vorliegen, um einen Sitz abweichend zu besetzen und macht 
ihre Entscheidung aktenkundig. Liegen keine zwingenden Gründe für die Abweichung vor, bleibt der Sitz bis zur 
quotenkonformen Nachbenennung frei, es sei denn, die Mindestquote nach Absatz 1 wird anderweitig bereits 
erfüllt.  

(6) Die Öffentlichkeit ist über die Zusammensetzung von Aufsichts- und Verwaltungsräten nach Geschlecht 
regelmäßig in geeigneter Form zu unterrichten. Wird der Mindestanteil gemäß Absatz 1 Satz 1 bei einer Wahl 
unterschritten, ist dies anzugeben. Gremien, die einer obersten Landesbehörde zugeordnet sind, berichten dieser 
im Abstand von einem Jahr über ihre Zusammensetzung nach Geschlecht. Wird der Mindestanteil gemäß Absatz 
1 unterschritten, ist dies gegenüber der obersten Landesbehörde zu begründen. 

(7) Im Übrigen sollen Gremien geschlechtsparitätisch besetzt werden. 

(8) Bei der Entsendung von Vertreterinnen und Vertretern durch Dienststellen im Sinne des § 3 in Gremien 
außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes sollen die entsendenden Stellen ebenso viele Frauen wie 
Männer benennen. Besteht ein Benennungsrecht nur für eine Person, sollen Frauen und Männer alternierend 
berücksichtigt werden. Bei ungerader Personenzahl gilt Satz 2 entsprechend für die letzte Position. 

(9) Weitergehende spezialgesetzliche Regelungen zur geschlechtergerechten Gremienbesetzung bleiben 
unberührt. 

Abschnitt III 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

§ 13 
Arbeitsmodelle und Teilzeit 

(1) Im Rahmen der gesetzlichen, tarifvertraglichen oder sonstigen Regelungen der Arbeitszeit sind 
Beschäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige nahe Angehörige oder einen 
pflegebedürftigen nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 
874, 896) in der jeweils geltenden Fassung tatsächlich betreuen oder pflegen, Arbeitszeiten zu ermöglichen, die 
eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie erleichtern, soweit zwingende dienstliche Belange nicht 
entgegenstehen. 

(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftigten über die Möglichkeiten von Teilzeit informieren. Sie sollen den 
Beschäftigten dem Bedarf entsprechend Teilzeitarbeitsplätze anbieten. Dies gilt auch für Arbeitsplätze mit 
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben. 

(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit bis auf die Hälfte zur 
tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder einer oder eines nach § 7 
Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen Angehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingende 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die Wahrnehmung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben stellt in 
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der Regel keinen entgegenstehenden zwingenden dienstlichen Belang dar. Die Ablehnung von Anträgen ist im 
Einzelfall schriftlich zu begründen. 

(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen. Eine unterschiedliche 
Behandlung von Beschäftigten mit ermäßigter wöchentlicher Arbeitszeit gegenüber Beschäftigten mit 
regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe sie rechtfertigen. 
Teilzeitbeschäftigung darf sich nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung auswirken. 

(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, sind auf die Folgen der ermäßigten Arbeitszeit, 
insbesondere auf die beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen Folgen hinzuweisen. 

(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen im Sinne des Absatzes 3 ist unter Ausschöpfen aller 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personeller, sonst ein organisatorischer Ausgleich vorzunehmen. 

(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann 
und dienstliche Belange nicht entgegenstehen, ist auf Antrag eine Änderung des Umfangs der 
Teilzeitbeschäftigung oder der Übergang zur Vollzeitbeschäftigung zuzulassen. 

(8) Teilzeit, Telearbeit, Jobsharing und andere Arbeitsorganisationsformen stehen der Übernahme und 
Wahrnehmung von Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben grundsätzlich nicht entgegen und sind in 
Leitungsfunktionen für beide Geschlechter zu fördern. 

§ 14 
Beurlaubung 

(1) Anträgen von Beschäftigten auf Beurlaubung zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindestens eines 
Kindes unter 18 Jahren oder einer oder eines nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes pflegebedürftigen nahen 
Angehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. § 13 Absatz 5 gilt 
entsprechend. 

(2) Nach Beendigung der Beurlaubung oder der Elternzeit sollen die Beschäftigten in der Regel wieder am alten 
Dienstort oder wohnortnah eingesetzt werden. 

(3) Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und bei Inanspruchnahme von 
Elternzeit ist unter Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ein personeller, sonst ein 
organisatorischer Ausgleich vorzunehmen.  

(4) Beschäftigten, die gemäß Absatz 3 eine Beurlaubung oder Elternzeit in Anspruch nehmen, sind insbesondere 
Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig anzubieten. Sie sind über das Fortbildungsangebot zu 
unterrichten. Im Rahmen des bestehenden Angebotes sind ihnen Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, die 
geeignet sind, Status und Qualifikation zu erhalten und einen Wiedereinstieg in den Beruf zu erleichtern. 

(5) Mit den Beschäftigten sind rechtzeitig vor Ablauf der Beurlaubung oder der Elternzeit Beratungsgespräche 
zu führen, in denen sie über die Möglichkeiten ihrer Beschäftigung nach der Beurlaubung beziehungsweise 
Elternzeit informiert werden. Wird wieder eine Beschäftigung in Vollzeit oder mit reduzierter Arbeitszeit 
angestrebt, gilt § 13 Absatz 7 entsprechend. 

 

 

Abschnitt IV 
Gleichstellungsbeauftragte 

§ 15 
Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten 
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(1) Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten bestellt eine Gleichstellungsbeauftragte und mindestens 
eine Stellvertreterin. Die Bestellung erfolgt nach vorheriger Ausschreibung oder Durchführung eines 
Interessenbekundungsverfahrens. Die stellvertretenden Gleichstellungsbeauftragten haben im Vertretungsfall 
dieselben Rechte und Pflichten wie die Gleichstellungsbeauftragte selbst. Soweit auf Grund von Satz 1 eine 
Gleichstellungsbeauftragte nicht zu bestellen ist, nimmt die Gleichstellungsbeauftragte der übergeordneten 
Dienststelle oder der Dienststelle, die die Rechtsaufsicht ausübt, diese Aufgabe wahr. 

(2) Als Gleichstellungsbeauftragte ist eine Frau zu bestellen. Ihre fachliche Qualifikation soll den umfassenden 
Anforderungen ihres Aufgabengebietes gerecht werden. 

(3) Bei der Zusammenlegung von Dienststellen zu einer neuen Dienststelle endet die Amtszeit der 
Gleichstellungsbeauftragten und die der Stellvertreterinnen spätestens sechs Monate nach Zusammenlegung der 
Dienststellen. Bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt die Aufgabenaufteilung und -wahrnehmung in gegenseitigem 
Einvernehmen zwischen den Gleichstellungsbeauftragten und Stellvertreterinnen. Die Bestellung nach § 15 
Absatz 1 muss rechtzeitig vor Ablauf von sechs Monaten nach Zusammenlegung der Dienststellen 
abgeschlossen sein. 

(4) Im Falle der Teilung oder Aufspaltung einer Dienststelle in zwei oder mehrere Dienststellen endet die 
Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten und die der Stellvertreterinnen spätestens sechs Monate nach dem 
Vollzug des Organisationsaktes. Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Wird eine Dienststelle in eine andere Dienststelle eingegliedert, endet die Amtszeit der 
Gleichstellungsbeauftragten und die der Stellvertreterinnen der eingegliederten Dienststelle mit Vollzug des 
Organisationsaktes der Eingliederung. 

§ 15a 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen 

(1) An den Schulen wird durch die Leiterin oder den Leiter nach Anhörung der Lehrerkonferenz eine 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen und mindestens eine Stellvertreterin bestellt. Soweit die 
Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen für die den Schulleiterinnen und Schulleitern übertragenen 
Dienstvorgesetztenaufgaben die Pflichtmitwirkungsaufgaben einer Gleichstellungsbeauftragten wahrnimmt, 
gelten § 15 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2, § 16 Absatz 1 Satz 1 bis 4, Absatz 2 Satz 2, Absätze 3 und 5, § 
17 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 Nummern 1 bis 3 und Absatz 2, § 18 Absatz 1 bis 6 und § 19 entsprechend. 

(2) An den Zentren für schulpraktische Lehrerausbildung, an denen die Konferenz des Zentrums dies beschließt, 
wird eine Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen bestellt. 

(3) Die Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfragen und ihre Stellvertreterin haben im Rahmen der verfügbaren 
Mittel Anspruch auf Teilnahme an Fortbildungen, die die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Kenntnisse vermitteln. 

§ 16 
Dienstliche Stellung der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt ihre Aufgabe als Angehörige der Verwaltung der Dienststelle wahr. 
Dabei ist sie von fachlichen Weisungen frei und entscheidet insbesondere über den Vorrang ihrer 
Aufgabenwahrnehmung. Ein Interessenwiderstreit mit ihren sonstigen dienstlichen Aufgaben soll vermieden 
werden. Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen dürfen nicht gleichzeitig dem Personalrat, 
dem Richterrat oder dem Staatsanwaltschaftsrat angehören. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen sächlichen Mitteln 
auszustatten und bei Bedarf personell zu unterstützen. Sie ist im erforderlichen Umfang von den sonstigen 
dienstlichen Aufgaben im Rahmen der verfügbaren Stellen zu entlasten. Die Entlastung soll in der Regel 
betragen 

1. in Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, 
2. in Dienststellen mit mehr als 500 Beschäftigten mindestens die volle regelmäßige Arbeitszeit. 
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In Fällen von § 15 Absatz 1 Satz 4 ist die Zahl der Beschäftigten der nachgeordneten Dienststellen oder der 
Dienststellen, die der Aufsicht des Landes unterstehen, bei der Entlastungsregelung der zuständigen 
Gleichstellungsbeauftragten zusätzlich zu berücksichtigen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen dürfen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt 
oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen haben das Recht, an mindestens einer 
Fortbildungsveranstaltung pro Jahr teilzunehmen, die Kenntnisse vermittelt, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich sind. Für die Teilnahme ist die Gleichstellungsbeauftragte von ihren anderen Dienstpflichten 
freizustellen. Ihre anderen Ansprüche auf Fortbildung verringern sich dadurch nicht. 

(5) Sie haben auch über die Zeit ihrer Bestellung hinaus Verschwiegenheit über die persönlichen Verhältnisse 
von Beschäftigten und andere vertrauliche Angelegenheiten zu wahren. 

§ 17 
Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte unterstützt und berät die Dienststelle und wirkt mit bei der Ausführung dieses 
Gesetzes sowie aller Vorschriften und Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und 
Mann haben oder haben können. Ihre Mitwirkung bezieht sich insbesondere auf 
1. personelle Maßnahmen, einschließlich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und Vorstellungsgespräche, 
2. organisatorische Maßnahmen,  
3. soziale Maßnahmen, 
4. die Aufstellung und Änderung des Gleichstellungsplans sowie die Erstellung des Berichts über die Umsetzung 
des Gleichstellungsplans oder die Konzeption von alternativen Modellen nach § 6a und 
5. Planungsvorhaben von grundsätzlicher Bedeutung für die Beschäftigungsverhältnisse oder die 
Arbeitsbedingungen in der Dienststelle. 
Die Gleichstellungsbeauftragte ist gleichberechtigtes Mitglied von Beurteilungsbesprechungen und in der 
Stellenbewertungskommission. 

(2) Zu den Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten gehören auch die Beratung und Unterstützung der 
Beschäftigten in Fragen der Gleichstellung von Frau und Mann. 

§ 18 
Rechte der Gleichstellungsbeauftragten 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist frühzeitig über beabsichtigte Maßnahmen zu unterrichten und anzuhören. 
Ihr sind alle Akten, die Maßnahmen betreffen, an denen sie zu beteiligen ist, vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend, wenn von einer Maßnahme abgesehen werden soll. Bei Personalentscheidungen gilt dies 
auch für Bewerbungsunterlagen, einschließlich der von Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht in die engere 
Auswahl einbezogen werden, sowie für Personalakten nach Maßgabe der Grundsätze des § 83 Absatz 2 des 
Landesbeamtengesetzes. 

(2) Der Gleichstellungsbeauftragten ist innerhalb einer angemessenen Frist, die in der Regel eine Woche nicht 
unterschreiten darf, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Bei fristlosen Entlassungen und außerordentlichen 
Kündigungen beträgt die Frist drei Arbeitstage. Die Personalvertretung kann in diesen Fällen zeitgleich mit der 
Unterrichtung der Gleichstellungsbeauftragten beteiligt werden. Soweit die Maßnahme einer anderen 
Dienststelle zur Entscheidung vorgelegt wird, kann die Gleichstellungsbeauftragte eine schriftliche 
Stellungnahme beifügen. Bei fristlosen Entlassungen und außerordentlichen Kündigungen ist die Angelegenheit 
unbeschadet des Vorliegens der Stellungnahme unverzüglich der zuständigen Dienststelle vorzulegen. Aus 
Gründen der Rechtssicherheit ist die Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten zu dokumentieren. Sofern die 
Dienststelle beabsichtigt, eine Entscheidung zu treffen, die dem Inhalt der Stellungnahme entgegen steht, hat sie 
dies vor Umsetzung der Entscheidung gegenüber der Gleichstellungbeauftragten schriftlich darzulegen. 

(3) Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht oder nicht rechtzeitig an einer Maßnahme beteiligt, ist die 
Maßnahme rechtswidrig. § 46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934) geändert worden ist, bleibt unberührt. Ist eine 
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Maßnahme, an der die Gleichstellungsbeauftragte nicht oder nicht rechtzeitig beteiligt wurde, noch nicht 
vollzogen, ist sie auszusetzen und die Beteiligung ist nachzuholen. Die Fristen des Absatzes 2 gelten 
entsprechend. Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub 
dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. Sie hat der Gleichstellungsbeauftragten 
die vorläufige Regelung mitzuteilen und zu begründen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein unmittelbares Vortragsrecht bei der Dienststellenleitung. Ihr ist 
Gelegenheit zur Teilnahme an allen Besprechungen ihrer Dienststelle zu geben, die Angelegenheiten ihres 
Aufgabenbereichs betreffen. Dies gilt auch für Besprechungen nach § 63 des Landespersonalvertretungsgesetzes 
vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 1052) geändert worden ist. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann Sprechstunden für die Beschäftigten durchführen und einmal im Jahr 
eine Versammlung der weiblichen Beschäftigten einberufen. Sie kann sich ohne Einhaltung des Dienstweges an 
andere Gleichstellungsbeauftragte und an die für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige oberste 
Landesbehörde wenden. 

(6) Die Gleichstellungsbeauftragten und die Dienststelle können Vereinbarungen über die Form und das 
Verfahren der Beteiligung treffen, die zu dokumentieren sind. Die Ziele dieses Gesetzes dürfen durch 
Verfahrensabsprachen nicht unterlaufen werden. Gesetzlich vorgegebene Beteiligungspflichten sind nicht 
abdingbar. Die gleichstellungsrechtliche Beteiligung, auch die Inanspruchnahme einer gleichstellungsrechtlichen 
Zustimmungsfiktion, ist zu dokumentieren. Die Gleichstellungsbeauftragte kann jederzeit einzelfallbezogen ihre 
Beteiligung nach Maßgabe dieses Gesetzes verlangen. 

(7) Die Gleichstellungsbeauftragte kann zu ihrer Unterstützung externen Sachverstand hinzuziehen, soweit dies 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben im Einzelfall erforderlich ist. Die Kosten trägt die Dienststelle.  

(8) Die Rechte der Personal- und Schwerbehindertenvertretungen bleiben unberührt. 

§ 19 
Widerspruchsrecht 

(1) Hält die Gleichstellungsbeauftragte eine Maßnahme für unvereinbar mit diesem Gesetz, anderen Vorschriften 
zur Gleichstellung von Frau und Mann, mit dem Gleichstellungsplan oder dem alternativen Instrument nach § 
6a, kann sie innerhalb einer Woche nach ihrer Unterrichtung der Maßnahme widersprechen. Bei 
außerordentlichen Kündigungen und fristlosen Entlassungen ist der Widerspruch spätestens innerhalb von drei 
Kalendertagen einzulegen. Die Dienststellenleitung entscheidet erneut über die Maßnahme. Die Entscheidung 
über den Widerspruch ergeht schriftlich. Bis zur erneuten Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme 
auszusetzen. § 18 Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Wird dem Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten einer nachgeordneten Dienststelle nicht abgeholfen, 
kann sie innerhalb einer Woche nach der erneuten Entscheidung der Dienststelle nach Absatz 1 Satz 2 nach 
rechtzeitiger Unterrichtung der Dienststellenleitung eine Stellungnahme der übergeordneten Dienststelle 
einholen. Bei fristlosen Entlassungen und außerordentlichen Kündigungen ist die Stellungnahme innerhalb von 
drei Kalendertagen einzuholen; in diesen Fällen gilt die beabsichtigte Maßnahme als gebilligt, wenn nicht 
innerhalb von drei Kalendertagen eine Stellungnahme der übergeordneten Dienststellevorliegt. Absatz 1 Satz 3 
und 4 gilt entsprechend.  

(3) Die Zentrale Gleichstellungsbeauftragte einer Hochschule legt den Widerspruch beim Rektorat ein. Im Falle 
der Nichtabhilfe durch das Rektorat nimmt die Gleichstellungskommission zum Widerspruch Stellung. Auf der 
Grundlage der Stellungnahme entscheidet das Rektorat erneut. Über den Widerspruch gegen Maßnahmen des 
Rektorates, mit Ausnahme von Widerspruchentscheidungen nach Satz 3, entscheidet das für die Hochschulen 
zuständige Ministerium, für die Fachhochschulen nach dem Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 29. 
Mai 1984 (GV. NRW. S. 303), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 
622) geändert worden ist, das gemäß § 29 Absatz 2 des Fachhochschulgesetzes öffentlicher Dienst zuständige 
Ministerium. Im Übrigen gelten die Regelungen der Absätze 1 und 2. 

§ 19a 
Rechtsschutz 
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(1) Die Gleichstellungsbeauftragte kann innerhalb eines Monats nach Abschluss des Widerspruchsverfahrens das 
zuständige Verwaltungsgericht anrufen, wenn die Dienststelle  
1. die Rechte der Gleichstellungsbeauftragten verletzt oder 
2. einen den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entsprechenden Gleichstellungsplan aufgestellt 
beziehungsweise ein unzureichendes alternatives Instrument nach § 6a eingesetzt hat. 

(2) Die Anrufung des Gerichts hat keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Dienststelle trägt die der Gleichstellungsbeauftragten entstehenden notwendigen Kosten. 

§ 20 
Anrufungsrecht der Beschäftigten 

Die Beschäftigten können sich unmittelbar an die für sie zuständige Gleichstellungsbeauftragte, darüber hinaus 
an die Gleichstellungsbeauftragten der übergeordneten Dienststellen oder an die für Gleichstellungsfragen 
zuständige oberste Landesbehörde wenden. 

§ 21 
Vorschriften für Gleichstellungsbeauftragte  
der Gemeinden und Gemeindeverbände 

Von den Vorschriften des Abschnittes IV finden für die Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände § 15 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2, § 16 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 bis 
5, § 17, § 18, § 19 Absatz 1 und § 19a Anwendung. § 20 findet insofern Anwendung, als dass sich die 
Beschäftigten unmittelbar an die für sie zuständige Gleichstellungbeauftragte oder an die für 
Gleichstellungsfragen zuständige oberste Landesbehörde wenden können. 

Abschnitt V 
Berichtspflicht, Übergangsvorschriften, Schlussvorschriften 

§ 22 
Berichtspflicht 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag im Abstand von fünf Jahren über die Umsetzung dieses Gesetzes in 
der Landesverwaltung. Nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Gleichstellungsrechts vom 6. 
Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1052) erfolgt der nächste Bericht mit dem Stichtag 31. Dezember 2018. 

§ 23 
Verwaltungsvorschriften 

Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz erlässt das für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige 
Ministerium. Die übrigen Ministerien können im Einvernehmen mit dem für die Gleichstellung von Frau und 
Mann zuständigen Ministerium ergänzende Regelungen für ihren Zuständigkeitsbereich erlassen. Soweit die 
Verwaltungsvorschriften sich auch auf die Gemeinden und Gemeindeverbände oder deren verselbstständigte 
Aufgabenbereiche in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form erstrecken, bedarf es insoweit des 
Einvernehmens mit dem für Kommunales zuständigen Ministerium. 

§ 24 
Übergangsregelungen 

Bereits erstellte und in Kraft getretene Frauenförderpläne gelten für den jeweils vorgesehenen Zeitraum fort. Im 
Anschluss erfolgt eine Fortschreibung als Gleichstellungsplan oder die Einführung eines alternativen 
Instrumentes nach § 6a. 
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gesetz zum elterngeld und zur elternzeit

 
1/1 

Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit  
Das Elterngeld ist eine wichtige Unterstützung für Familien nach der Geburt eines Kindes.  

Am 1. Januar 2015 ist das Gesetz zur Einführung des ElterngeldPlus mit Partnerschaftsbonus 
und einer flexibleren Elternzeit in Kraft getreten. Die Regelungen zum ElterngeldPlus mit 
Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit gelten für Geburten ab 1. Juli 2015. Ab 
diesem Zeitpunkt können Eltern zwischen dem Bezug von (Basis-) Elterngeld und Elterngeld 
Plus wählen oder beides kombinieren. 

Anspruch auf Elterngeld haben Mütter und Väter, die ihre Kinder nach der Geburt selbst 
betreuen und erziehen und deshalb nicht mehr als 30 Stunden in der Woche arbeiten. 

 Das Basiselterngeld kann nur in den ersten 14 Lebensmonaten des Kindes bezogen 
werden. Der Bezug von ElterngeldPlus ist auch über den 14. Lebensmonat des Kindes 
hinaus möglich. Dabei können Eltern das ElterngeldPlus doppelt so lange bis maximal 
zur Hälfte des Elterngeldanspruchs erhalten, der dem Elternteil ohne Einkommen nach 
der Geburt zustünde: ein Basiselterngeldmonat wird zu zwei ElterngeldPlus-Monaten, 
wovon vor allem teilzeitarbeitende Eltern profitieren. 

 Das Elterngeld fängt den Einkommenswegfall nach der Geburt des Kindes zu 65 bis 
100 Prozent auf. In der Höhe orientiert sich das Elterngeld am laufenden 
durchschnittlich monatlich verfügbaren Erwerbseinkommen, welches der betreuende 
Elternteil im Jahr vor der Geburt erzielt hatte. Es beträgt mindestens 300 Euro und 
höchstens 1800 Euro. Das Mindestelterngeld von 300 Euro erhalten alle, die nach der 
Geburt ihr Kind selbst betreuen und höchstens 30 Stunden in der Woche arbeiten, 
etwa auch Studierende, Hausfrauen und Hausmänner und Eltern, die wegen der 
Betreuung älterer Kinder nicht gearbeitet haben. Für Familien mit mehreren kleinen 
Kindern und Familien mit Mehrlingen gibt es Zuschläge. In ElterngeldPlus-Bezug 
sind der Mindestelterngeldbetrag sowie die Zuschläge für Geschwister und Mehrlinge 
halbiert und werden doppelt so lange gezahlt. 

Elterngeld erhalten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Beamtinnen und Beamte, 
Selbständige, Hausfrauen und Hausmänner, Studierende und Auszubildende. Neben den 
leiblichen Eltern können auch Adoptiveltern sowie in Ausnahmefällen Verwandte bis dritten 
Grades (Urgroßeltern, Großeltern, Tanten und Onkel sowie Geschwister) Elterngeld beziehen. 

Die Elternzeit gibt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Möglichkeit, sich ihrem Kind 
zu widmen und gleichzeitig den Kontakt zum Beruf aufrechtzuerhalten. Während der 
Elternzeit ist Teilzeit bis zu 30 Wochenstunden möglich. Unter bestimmten Voraussetzungen 
kann ein Rechtsanspruch auf Teilzeit bestehen. 

Zuständig für die Ausführung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes sind die von den 
Landesregierungen bestimmten Stellen. 

Hinweis: Mit Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes gelten für ab dem 1. September 2021 geborene Kinder weitere 
Verbesserungen im Elterngeld. 
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einladungsschreiben

Petra Niemöller				                    						      22.02.2017    
Beauftragte für Chancengleichheit und Verwaltungsentwicklung 

An alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung Kamp-Lintfort 

Veranstaltung zum Internationalen Frauentag „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Ein großer international aufgestellter Konzern der Lebensmittelindustrie kürt einmal im Jahr den Spitzenvater  
und die Managerin des Jahres. Das Familienministerium NRW veranstaltet einen Aktionstag „Familie@Beruf.
NRW. Vereinbarkeit 4.0 - mehr Chancen für Familie und Beruf.“ Die Unfallkasse NRW bietet ein Seminare 
unter dem Titel „Pflege, Beruf und gesund bleiben, wie geht das?“ an. Wir haben im Rathaus zwei Round-
table-Gespräche durchgeführt, die zeigen, dass das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf auch uns 
beschäftigt.

Wir möchten Sie/Euch einladen, miteinander ins Gespräch zu kommen. Wie erleben Kolleginnen und Kollegen 
die Herausforderung, Familie und Beruf miteinander zu vereinbaren? Sind die Sichtweisen von Frauen und 
Männern unterschiedlich oder gleichen sie sich an? Wie erleben Führungskräfte die Familienfreundlichkeit der 
Verwaltung? Welche Anregungen gibt es, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch weiter zu verbessern?

Am Internationalen Frauentag laden wir ins Rathaus, Sitzungssaal 1 ein, zur Veranstaltung „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf“ -  Mittwoch, 8. März 2017 von 11.00 bis 13.00 Uhr.

Unser Chef, Bürgermeisters Professor Landscheidt, wird uns begrüßen und mit Aspekten der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf aus dem Blickwinkelt der Arbeitgebeberin  Stadtverwaltung zur Einstimmung auf die 
Diskussionen zum Thema anregen. Steckbriefe, über die Frauen und Männer aus der Verwaltung und den 
Außenstellen Einblicke in ihre persönliche Vereinbarkeitssituation geben, regen ebenso zu Gesprächen an 
wie der an Thementischen durch Kolleginnen und Kollegen moderierte lockere Austausch. Hier werden die 
Ergebnisse der Round-table-Gespräche aufgegriffen. 

Frische süße und herzhafte Waffeln werden zugunsten des Familienzentrums Tausendfüssler gebacken: 1 
EUR pro Waffel. Getränke stehen kostenlos bereit.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Wir freuen uns auf ein reges Interesse und aufschlussreiche  
Diskussionen.

Mit freundlichen Grüßen 
Petra Niemöller 
Silke Klatt 
Erika Miller 
Jennifer Wachtendonk
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SO ERREICHEN SIE UNS
Stadt Kamp-Lintfort
Am Rathaus 2
47475 Kamp-Lintfort

Telefon: +49 28 42 912-0 (Zentrale)
Telefax: +49 28 42 912-367
E-Mail: info@kamp-lintfort.de

Bildnachweis: Stadt Kamp-Lintfort
www.kamp-lintfort.de


